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Vorwort

Ich erinnere mich gut daran, als ich als junger Assistent des heilpädagogi-
schen Instituts der Universität Freiburg beauftragt wurde, nebenamtlich die 
«Koordination für Studierende mit einer Behinderung oder einer chroni-
schen Krankheit» sicherzustellen. Ich führte viele spannende Gespräche mit 
Studierenden mit einer Beeinträchtigung, mit dem Rektorat und verschiede-
nen Dienststellen der Uni, die für die Gebäude, die Ausrüstung oder die 
Administration zuständig waren. Zwei aussagekräftige Beispiele sind mir in 
Erinnerung geblieben. Beim ersten handelt es sich um eine Pädagogikstuden- 
tin mit einer Sehbeeinträchtigung. Sie hatte eine mündliche Prüfung nicht 
bestanden, weil sie eine Grafik, die ihr vorgelegt wurde, nicht sehen und des-
halb auch nicht interpretieren konnte. Das zweite Beispiel betrifft einen Heil-
pädagogik-Studenten mit einer Hörbeeinträchtigung. Sein Professor wollte 
ihm eine mündliche Prüfung verweigern aus Angst, dass die Gebärdendol-
metscherin, die selbst Heilpädagogin war, dem Studenten die Antworten 
mitteilen und ihm so ungerechterweise helfen könnte. Beide Beispiele zei-
gen, dass der Nachteilsausgleich als Instrument für die Gleichstellung von 
Personen mit einer Beeinträchtigung schon immer ein sehr sensibles und 
emotionales Thema war. Auch heute noch wird aus Unwissenheit dem Nach-
teilsausgleich unterstellt, Schülerinnen und Schüler mit besonderen Bil-
dungsbedürfnissen zu bevorzugen. Der Nachteilsausgleich beschränkt sich 
aber nicht nur auf den Bereich der Aus- und Weiterbildung, sondern betrifft 
alle Lebensbereiche. 
	 Das vorliegende Buch bringt Ordnung in den Dschungel der Fachaus-
drücke, die häufig im Zusammenhang mit dem Nachteilsausgleich verwen-
det werden. Der Begriff des Nachteilsausgleichs selbst hat viele Facetten: Er 
hat seinen Ursprung in internationalen Gesetzestexten, beinhaltet viele tech-
nische Aspekte und besitzt eine pädagogisch-didaktische Relevanz auf 
Primär-, Sekundär- und Tertiärstufe des Bildungssystems. Ausgehend von 
Fragen, mit denen sich Eltern, Lernende, Lehrpersonen oder Behörden in der 
Vergangenheit an das SZH gewendet haben, haben die Autorinnen die we-
sentlichen Themen zusammengestellt und exemplarische Lösungsansätze 
auf die häufigsten Fragen erarbeitet. Eine Umfrage bei den kantonalen Ver-
antwortlichen für Sonderpädagogik zu den aktuellen Herausforderungen 
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des Nachteilsausgleichs hat zudem die Auswahl und die Gewichtung der be-
handelten Themen beeinflusst. Das Buch ist eine gelungene Mischung aus 
theoretischem Hintergrundwissen und praxisrelevanten Fragestellungen 
und Lösungsansätzen.
	 Die wahrscheinlich älteste Form des Nachteilsausgleichs ist die Brille. 
Heute gehört sie zur Standardausrüstung vieler Lernender. Niemand käme 
auf die abstruse Idee, das Brillentragen während des Unterrichts oder wäh-
rend Prüfungen zu untersagen. Erst wenn das Universal Design for Learning 
– d. h. die Zugänglichkeit der Inhalte und Methoden des Unterrichts für al-
le Lernenden – sichergestellt ist, wird sich der Begriff des Nachteilsaus-
gleichs erübrigen; so wie heute auch die Brille nicht als Nachteilsausgleich 
angesehen wird. Bis dahin braucht es noch viel Sensibilisierungsarbeit, um 
Vorurteile und Ängste gegenüber dem Nachteilsausgleich abzubauen. Das 
vorliegende Buch liefert hier einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung des 
Nachteilsausgleichs im Bildungsbereich.
	 In diesem Sinne wünsche ich eine spannende Lektüre dieses Grundla-
genwerks.

Bern, Oktober 2020

Dr. phil. Romain Lanners
Direktor SZH / CSPS
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1		  Einleitung

Seit ihrem Beitritt zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (Behindertenrechtskonvention, UN-BRK) im Jahr 2014 stellt 
sich für die Schweiz die Frage, wie sie ihr Bildungssystem in Richtung inklu-
sive Bildung entwickeln kann. Lanners (2020) weist darauf hin, dass die Zahl 
der Lernenden1 in separativen Settings der obligatorischen Schule in den 
letzten 15 Jahren um 40 % gesunken ist. Dies bedeutet, dass man sich auf die-
ser Bildungsstufe auf gutem Weg befindet, die folgenden vier Bedingungen 
der Inklusion in der Grundschulbildung zu erfüllen (UNESCO, 2005; Luder, 
Kunz & Müller Bösch, 2014): 
•	 Presence: gemeinsamer Unterricht aller Lernenden
•	 Acceptance: Akzeptanz der individuellen Eigenschaften und  

Lernvoraussetzungen
•	 Participation: aktive Teilnahme aller Lernenden an gemeinsamen  

Aktivitäten
•	 Achievement: anspruchsvolle Lernziele und Fortschritte für alle  

Lernenden im Rahmen ihrer individuellen Möglichkeiten 

Aus der Perspektive des lebenslangen Lernens stellt sich die Frage, was mit 
den Lernenden mit besonderen Bedürfnissen und Unterstützungsbedarf 
passiert, nachdem sie die obligatorische Schule abgeschlossen haben. Wel-
che (Unterstützungs-)Massnahmen sind erforderlich, damit diese Lernenden 
chancengerecht ihren Bildungsweg verfolgen können?
	 Für das gesamte Bildungssystem gelten die Ausführungen des UN-Fach-
ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, der sich mit 
dem Recht auf inklusive Bildung auseinandergesetzt hat. Dabei ist inklusive 
Bildung sowohl als fundamentales Menschenrecht aller Lernenden zu ver-
stehen als auch als ein wichtiges Mittel zur Verwirklichung anderer Men-
schenrechte, wie zum Beispiel der Anerkennung der Würde oder des Rechts 
auf Arbeit und Selbstbestimmung. Zugleich stellt die inklusive Bildung das 
Ergebnis des fortlaufenden Prozesses der Beseitigung von Barrieren dar, mit 

1	 Da sich der vorliegende Text auf das gesamte Bildungssystem bezieht, wird der Begriff Lernende für alle Teil-
nehmenden an der Bildung verwendet, unabhängig von der Bildungsstufe.
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welchen Lernende mit Behinderung konfrontiert werden können (UN-Fach-
ausschuss, 2016). Die folgenden vier, miteinander zusammenhängenden 
Merkmale kennzeichnen ein inklusives Bildungssystem:
•	 die Verfügbarkeit von verschiedenen Lernorten für Menschen mit Behin-

derung in öffentlichen und privaten Ausbildungsinstitutionen,
•	 die Zugänglichkeit des gesamten Bildungssystems hinsichtlich der «Ge-

bäude, Information und Kommunikation […], Lehrpläne, Unterrichtsma-
terialien, Lehrmethoden, Beurteilungsverfahren sowie Sprach- und Unter-
stützungsdienste» (UN-Fachausschuss, 2016, S. 10), 

•	 die Akzeptierbarkeit der Form und der Inhalte der vermittelten Bildung 
für die Betroffenen und

•	 die Adaptierbarkeit durch die Bereitstellung von «angemessenen Vorkeh-
rungen» für einzelne Lernende, die sie für den benachteiligungsfreien Zu-
gang zu Bildung benötigen (UN-BRK, Art. 24 Abs. 2 Bst. c). Zu den ange-
messenen Vorkehrungen zählen Unterstützungsmassnahmen und Hilfs-
mittel sowie individuell abgestimmte Anpassungen der Lernbedingungen 
(bekannt als Nachteilsausgleich) und Lernzielanpassungen. 

Der Nachteilsausgleich ist daher ein Konzept, das aus den Rechten von Men-
schen mit Behinderung entwickelt wurde. In der Schweiz wurde der Begriff 
zuerst in der beruflichen Grundbildung verwendet (SDBB, 2013), danach 
auch in der obligatorischen Schule. Letztere sieht sich mit der Frage nach der 
Abgrenzung zwischen den Massnahmen zum Nachteilsausgleich und ande-
ren Massnahmen für Lernende mit Behinderung und/oder besonderem Bil-
dungsbedarf konfrontiert. In der Tertiärbildung fasste der Begriff in den 
letzten zehn Jahren allmählich Fuss, wobei die Publikation der deutschen 
Studie Beeinträchtigt Studieren (DSW, 2012) als ausschlaggebend gilt. Zuletzt 
wurde der Nachteilsausgleich in den Schulen der Sekundarstufen II (Gymna-
sien und Fachmittelschulen) eingeführt, welche die Lernenden auf ein Hoch-
schulstudium vorbereiten.
	 Die Zielgruppe des Nachteilsausgleichs umfasst also die Lernenden mit 
einer Behinderung gemäss rechtlicher Definition (Kap. 2). Sie können mit 
Hindernissen auf dem Bildungsweg konfrontiert werden und stellen daher 
eine vulnerable Personengruppe dar. Vorurteile, fehlendes Fachwissen und 
mangelhafte Koordination der Unterstützungssysteme beeinträchtigen den 
Zugang zur Bildung bzw. die Partizipation der Betroffenen im Bildungssys-
tem (Hollenweger, Gürber & Keck, 2005). Zur Gruppe der vulnerablen Ler-
nenden, für welche im Bildungssystem Massnahmen bereitgestellt werden, 
gehören auch die Personen mit besonderem Bildungsbedarf. Die Abbildung 1 
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vermittelt einen schematischen Überblick über die häufigsten Massnahmen 
für die betroffenen Lernenden pro Bildungsstufe und konkretisiert die aktu-
elle Rolle des Nachteilsausgleichs.

Dabei kann Folgendes festgehalten werden:
•	 Auf der obligatorischen Bildungsstufe sind in den verschiedenen integra-

tiven Settings der Regelschulen und in Sonderschulen Lernende mit be-
sonderem Bildungsbedarf und mit Behinderung anzutreffen. Für sie sind 
etwa die Differenzierung im Unterricht, sonderpädagogische Massnah-
men gemäss Sonderpädagogik-Konkordat (EDK, 2007a) und individuali-
sierte Massnahmen wie Massnahmen zum Nachteilsausgleich und Lern-
zielanpassungen vorgesehen (Kap. 7).

•	 Beim Wechsel von der obligatorischen Schule in die Sekundarstufe II 
(Übergang I) findet eine Selektion statt (Kap. 6). Für die Lernenden, welche 
die Lernziele nicht erreichen, meistens aufgrund einer Lernbeeinträchti-
gung, und welche weiterhin Massnahmen brauchen, stehen spezielle An-
gebote zur Verfügung. Dazu gehören beispielsweise die IV-Anlehre oder 
die praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS. Ausserdem existieren meh-
rere Brückenangebote. Für die berufliche Grundbildung sind Massnahmen 
wie das Case Management Berufsbildung (CM BB) und die Fachkundige In-
dividuelle Begleitung (FIB) zu erwähnen. 

•	 Die Anschlusschancen der Betroffenen an weitere Aus- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten oder zur Arbeitswelt nach dem Besuch einer Sonder-
schule sind geringer als nach dem Abschluss einer Regelschule. Da viele 
Sonderschülerinnen und -schüler keine Lernzielanpassung benötigen, 
sondern flexibel anpassbare Lernbedingungen und einen gezielten Ein-
satz von (digitalen) Hilfsmitteln, sollte die integrative Schulung für mög-
lichst viele Kinder angestrebt werden (Hollenweger, 2004; Lanners, 2020).

•	 Auf der Sekundarstufe II (berufliche Grundbildung und Maturitäts- 
schulen) und in der Tertiärbildung ist der Nachteilsausgleich die zentrale 
Massnahme für die Vermeidung von Benachteiligungen für Lernende 
mit Behinderung. Ein Grund dafür ist der Mangel an unterstützenden 
Massnahmen. Die Bedeutung des Nachteilsausgleichs nimmt daher im 
Lauf der Bildungskarriere von Betroffenen zu.

•	 Die Zahl der Gesuche um Gewährung eines Nachteilsausgleichs ist in den 
letzten Jahren auf allen Bildungsstufen stark gestiegen. Diese Situation 
kann sich nur dann ändern, wenn die Zugänglichkeit im Sinne der Merk-
male der inklusiven Bildung Realität wird.
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•	 Beim Wechsel von der Sekundarstufe II in die Tertiärbildung (Über-
gang II) kommt es zu einer weiteren Selektion. Wer die Matura schafft, 
kann ein Hochschulstudium aufnehmen. Wer keinen Matura-Abschluss 
hat, dem stehen im dualen Bildungssystem der Schweiz dennoch verschie-
dene Möglichkeiten offen, zum Beispiel die Absolvierung einer Berufsbil-
dung, die anschliessende Erlangung der Berufsmaturität und der Besuch 
einer höheren Fachschule. Dies gilt auch für Menschen mit Behinderung.

•	 Die Berufs- oder Studienwahl von Menschen mit Behinderung muss gut 
vorbereitet werden. Dabei sollten die für die Ausübung eines Berufs oder 
einer Profession erforderlichen Kompetenzen mit den Neigungen und 
dem Entwicklungspotenzial der Betroffenen korrelieren. Der gekonnte 
Umgang mit Hilfsmitteln, vor allem mit den assistierenden Technologien, 
steigert die Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Daher sollten sich die Betrof-
fenen bereits während der Ausbildung damit vertraut machen.

•	 Auch die Arbeitgeber sind verpflichtet, Massnahmen für die «Ausgestal-
tung eines Arbeitsumfelds» zu ergreifen, «das den Bedürfnissen von Men-
schen mit Behinderungen Rechnung trägt» (Bundesrat, 2018, S. 28).

Trotz seiner gesetzlichen Verankerung, zahlreicher Reglementierungen und 
Merkblätter wirft die Umsetzung des Nachteilsausgleichs in der Praxis vie-
le Fragen auf. Als Zuständige für das Thema am Schweizer Zentrum für Heil- 
und Sonderpädagogik (SZH) beantworten wir zahlreiche Anfragen von Be-
hörden, Institutionsangehörigen, Eltern oder Betroffenen. Einige dieser Fra-
gen greifen wir in dieser Publikation explizit auf, andere sind implizit Teil 
der Ausführungen in verschiedenen Kapiteln: So präsentieren die Kapitel 2, 
3 und 4 die rechtlichen und konzeptuellen Grundlagen des Nachteilsaus-
gleichs. Die Kapitel 5, 6 und 7 befassen sich hingegen mit seiner Verortung 
in der Praxis. Die Darlegungen beziehen sich auf alle Bildungsstufen. Einen 
Beitrag zur Klärung weiterer Fragen und zur Verbesserung der Praxis des 
Nachteilsausgleichs können auch die Informationen auf der neuen 
SZH-Website leisten: www.szh.ch/themen/nachteilsausgleich.
	 Die vorliegende Publikation vermittelt konzept- und praxisbezogene 
Informationen und Fachwissen über die Gewährung von Massnahmen zum 
Nachteilsausgleich auf allen Bildungsstufen. Ein besseres Verständnis des 
Nachteilsausgleichs führt dazu, dass dieser im ganzen Bildungssystem be-
kannt, akzeptiert und situationsgerecht umgesetzt wird. Hier leistet dieses 
Buch einen wichtigen Beitrag.
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Abbildung 1: Vulnerable Zielgruppen und Massnahmen pro Bildungsstufe
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2		  Rechtliche Grundlagen und Begriffe

Niemand darf aufgrund einer Behinderung diskriminiert werden oder eine 
Benachteiligung erfahren. Völkerrechtliche, internationale und nationale 
verfassungsrechtliche Bestimmungen stipulieren die Notwendigkeit von 
Massnahmen für die tatsächliche Realisierung der Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen. Dabei wird dem Bil-
dungsbereich ein besonderer Stellenwert zugemessen. Bildung ist nicht nur 
ein Menschenrecht (UN, 1966), sie ist auch der Schlüssel zur Entfaltung des 
Potenzials jedes Menschen und zur Partizipation am gesellschaftlichen Le-
ben (UN-Fachausschuss, 2016).
	 Dieses Kapitel befasst sich mit den rechtlichen Grundlagen des Nach-
teilsausgleichs, eines Gleichstellungsinstruments, das vor allem im Bil-
dungs- und Arbeitsbereich verwendet wird. Zentral dabei ist das Verständ-
nis der Begriffe Diskriminierung, Benachteiligung und Behinderung im Bil-
dungskontext, die in diesem Kapitel geklärt werden. In Anbetracht ihrer Be-
deutung für das Thema werden zudem die Begriffe Integration und 
Inklusion sowie angemessene Vorkehrungen und Accessibility/Universelles 
Design bestimmt.

2.1		  Schutz vor Diskriminierung

Auf internationaler Ebene haben die menschenrechtlichen Instrumente der 
Vereinten Nationen (UN) eine bedeutende Rolle bei der Entwicklung der 
oben genannten Begriffe gespielt. Als Meilensteine sind folgende Dokumente 
zu erwähnen:
•	 Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 

(UN, 1966) – bekannt als UN-Pakt I – hält in Art. 13 das Recht auf Bildung 
fest. Er ist am 18. September 1992 für die Schweiz in Kraft getreten.

•	 Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes (UN, 1989) – bekannt als 
Kinderrechtskonvention (UN-KRK) wurde von der Schweiz 1997 ratifiziert. 
Die UN-KRK ist gemäss Art. 1 anwendbar für Minderjährige (bis zum 
18. Lebensjahr) und legt in Art. 2 das Diskriminierungsverbot und in Art. 28 
das Recht auf Bildung «auf der Grundlage der Chancengleichheit» fest.
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•	 Die Standardregeln für die Herstellung der Chancengleichheit für Men-
schen mit Behinderung (UN, 1993) betonen die zentrale Bedeutung von 
barrierefreien Umweltbedingungen (Accessibility) für den Zugang von 
Menschen mit Behinderung zur Bildung.

•	 Die Salamanca-Erklärung garantiert eine «Bildung für alle» (UNESCO, 
1994) innerhalb des Regelschulsystems und wurde auch von der Schweiz 
unterzeichnet. 

•	 Die Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung 
und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorganisation (WHO) (DIMDI, 
2005) trägt wesentlich zu einer neuen, multidimensionalen Perspektive 
über Behinderung bei (Kap. 3.2).

•	 Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderung – be-
kannt als Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) (UN, 2006) – legt in Art. 24 
das Recht auf Bildung in einem «integrative[n] Bildungssystem[2] auf allen 
Ebenen» fest. Durch «angemessene Vorkehrungen» sollen Menschen mit Behin-
derung zur «wirklichen Teilhabe an einer freien Gesellschaft» befähigt werden.

Als völkerrechtliche multilaterale Staatsverträge geniessen die UN-KRK und 
die UN-BRK Verfassungsrang und sind aufgrund von Art. 49 Abs. 1 und 
Art. 190 der Bundesverfassung (BV, 1999) für die rechtsanwendenden Behör-
den und Kantone verbindlich (Schefer & Hess-Klein, 2014).
	 Auf nationaler Ebene verbietet die Bundesverfassung die Diskriminie-
rung unter anderem aufgrund einer «körperlichen, geistigen oder psychi-
schen Behinderung» (Art. 8 Abs. 2 BV). Dabei unterscheidet das Bundesge-
richt zwischen zwei Formen von Diskriminierung: Unter der direkten, unmit-
telbaren Diskriminierung wird die «qualifizierte Art der Ungleichbehandlung 
von Personen in vergleichbaren Situationen» verstanden (BGE 134 | 257, 
S. 261). Bei der indirekten, mittelbaren Diskriminierung liegt zwar keine 
offensichtliche Benachteiligung der betroffenen Person vor, jedoch benach-
teiligen die tatsächlichen Umstände – wie zum Beispiel eine Prüfungssitua-
tion (vgl. Urteil des Bundesgerichts 2D_7/2011) – diese Person stark, «ohne 
dass dies sachlich begründet wäre» (Neuenschwander, 2015, S. 25). Weitere 
relevante verfassungsrechtliche Bestimmungen umfassen:

2	 Integratives Bildungssystem ist die Übersetzung des englischen Begriffs inclusive education system von der 
Originalversion der UN-BRK. Um eine Verwechslung mit den Begriffen Integration bzw. integrativ im schwei-
zerischen Bildungssystem zu vermeiden, verwenden wir im Zusammenhang mit der UN-BRK Inklusion bzw. 
inklusiv auch auf Deutsch. Dies entspricht den aktuellen Übersetzungen von Dokumenten der UN-BRK, wie 
zum Beispiel der List of issues im Staatenberichtsverfahren: https://bit.ly/37KTFDf
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•	 den Anspruch auf einen ausreichenden und unentgeltlichen Grundschul-
unterricht (Art. 19 BV), 

•	 die rechtliche, finanzielle und fachliche Zuständigkeit der Kantone für 
das Schulwesen (Art. 62 Abs. 2 BV),

•	 die Verantwortung der Kantone für die Sonderschulung der Kinder und 
Jugendlichen mit Behinderung bis spätestens zum vollendeten 20. Lebens-
jahr (Art. 62 Abs. 3 BV), welche ihnen im Zuge der Neugestaltung des 
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen 
(EFD & KdK, 2007) übertragen wurde,

•	 den Auftrag an Gesetzgeber auf Bundes- und kantonaler Ebene, «Mass-
nahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten» zu er-
greifen (Art. 8 Abs. 4 BV).

Als Folge der letztgenannten Bestimmung ist im Jahr 2004 das Bundesgesetz 
über die Beseitigung der Benachteiligungen für Menschen mit Behinderungen 
(Behindertengleichstellungsgesetz, BehiG) in Kraft getreten. Dieses Gesetz 
ist ausschliesslich für die Bildungsbereiche anwendbar, die sich in der Zu-
ständigkeit des Bundes befinden: die Berufsbildung, die Fachhochschulen 
und die Eidgenössischen Technischen Hochschulen. Für die in Obhut der 
Kantone liegende obligatorische Bildung (Art. 62 Abs. 1 BV) stipuliert das 
BehiG Folgendes: «Die Kantone sorgen dafür, dass behinderte Kinder und Ju-
gendliche eine Grundschulung erhalten, die ihren besonderen Bedürfnissen 
angepasst ist» (Art. 20 Abs. 1 BehiG) und fördern «mit entsprechenden Schu-
lungsformen die Integration behinderter Kinder und Jugendlicher in die 
Regelschule» (Art. 20 Abs. 2 BehiG). In der obligatorischen Schule gilt daher 
der Grundsatz Integration vor Separation.
	 Im nachobligatorischen Bereich der gymnasialen Maturitätsschulen, 
Fachmittelschulen und Universitäten bleibt das Diskriminierungsverbot in 
Art. 8 Abs. 2 BV weiterhin «die primäre Bestimmung, welche den Rechts- 
anspruch auf Nachteilsausgleich verankert» (Glockengiesser, 2014, S. 7). 
Allerdings müssen die Kantone, denen dieser Bereich obliegt, gemäss 
Art. 8 Abs. 4 BV Massnahmen ergreifen, um Benachteiligungen für Men-
schen mit Behinderung «zu verhindern, zu verringern oder zu beseitigen», 
wie der Art. 5 Abs. 1 BehiG präzisiert. Die kantonalen Massnahmen müssen 
den bundesrechtlichen Bestimmungen entsprechen, dürfen aber auch weiter 
gehen (Art. 4 BehiG). 
	 Glockengiesser (2015) weist darauf hin, dass «die Berücksichtigung der 
Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung» in der nachobligatorischen 
Bildung ausdrücklich in zahlreichen Spezialgesetzen verankert wurde, wie 
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zum Beispiel im Berufsbildungsgesetz (BBG; Art. 3 lit. c, 18 Abs. 1, 21 Abs. 2 
lit. c und 55 Abs. 1 lit. a BBG), im Weiterbildungsgesetz (Art. 8 WebiG) und 
im Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz (Art. 30 Abs. 1 Ziff. a 
lit. 5 HFKG). Das BehiG ist deshalb von grosser Bedeutung für das ganze Bil-
dungssystem, weil es die Begriffe Menschen mit Behinderung und Benachtei-
ligung definiert. Diese Definitionen sind die in der ganzen Rechtsordnung 
anwendbar, weil sie Verfassungsbegriffe konkretisieren (Botschaft, BehiG, 
S. 1817, zit. nach Neuenschwander, 2015, S. 27). 

2.2		  Behinderung, Benachteiligung und Nachteilsausgleich 

Die nachfolgende Definition von Behinderung beziehungsweise von Menschen 
mit Behinderungen im BehiG betont die zentrale Rolle der Interaktion 
zwischen dem Menschen und der Umwelt bei der Entstehung einer Behin-
derung. Ein Mensch mit Behinderung ist demnach

	 eine Person, der es eine voraussichtliche dauernde körperliche, geistige oder psychi-
sche Beeinträchtigung erschwert oder verunmöglicht, alltägliche Verrichtungen vor-
zunehmen, soziale Kontakte zu pflegen, sich fortzubewegen, sich aus- und fortzubil-
den und eine Erwerbstätigkeit auszuüben. (Art. 2 Abs. 1 BehiG)

Dementsprechend bedeutet das Vorhandensein einer Beeinträchtigung nicht 
gleich Behinderung: «Behindert sein heisst immer auch behindert werden» 
(Hollenweger, Gürber & Keck, 2005, S. 10). Eine Behinderung entsteht erst 
bei der Ausübung von Aktivitäten beziehungsweise bei der Teilnahme in ver-
schiedenen Lebensbereichen. Sie ist nicht ein Merkmal der betroffenen Per-
son, sondern das Ergebnis der Interaktion dieser Person mit der Umwelt. Die 
Rolle der Umweltfaktoren und damit die Kontextabhängigkeit von Behinde-
rung werden in der Definition von Menschen mit Behinderungen in der UN-
BRK sogar hervorgehoben: 

	 Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwir-
kung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. (Art. 1 UN-BRK)

Die UN-BRK nennt zwei Arten von Barrieren, die Menschen mit Behinderung 
«an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft hindern»: einerseits die Vorurteile ihnen gegenüber (einstellungs- 
bedingte Barrieren) und andererseits die fehlenden Anpassungen (umwelt-
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bedingten Barrieren) (Präambel, lit. e UN-BRK). Dadurch können betroffene 
Menschen benachteiligt werden. 

Das BehiG definiert Benachteiligung folgendermassen: 

	 Eine Benachteiligung liegt vor, wenn Behinderte rechtlich oder tatsächlich anders als 
nicht Behinderte behandelt und dabei ohne sachliche Rechtfertigung schlechter ge-
stellt werden als diese, oder wenn eine unterschiedliche Behandlung fehlt, die zur tat-
sächlichen Gleichstellung Behinderter und nicht Behinderter notwendig ist. (Art. 2 
Abs. 2 BehiG)

Gemäss dieser Definition bedeutet die tatsächliche Gleichstellung nicht zwin-
gend Gleichbehandlung der Menschen mit und ohne Behinderung. Die Mass-
nahmen für die Beseitigung beziehungsweise Vermeidung von Benachteili-
gungen umfassen einerseits den Abbau von Barrieren in der Umwelt. Ande-
rerseits sind sie Ungleichbehandlungen, die der Kompensation behinde-
rungsbedingter Nachteile dienen (Nachteilsausgleich). Dazu präzisiert das 
BehiG, dass «angemessene Massnahmen zum Ausgleich von Benachteiligun-
gen der Behinderten […] keine Ungleichbehandlung nach Artikel 8 Absatz 1 
der Bundesverfassung» darstellen (Art. 5 Abs. 2 BehiG). Anders gesagt: Die 
Massnahmen zum Nachteilsausgleich sind eine zulässige und zugleich not-
wendige Ungleichbehandlung von Menschen mit und ohne Behinderung. 
	 In Bezug auf die Bildung nennt das BehiG auch Massnahmen, die zwecks 
Vermeidung von Benachteiligungen beziehungsweise als Nachteilsausgleich in-
frage kommen. Es handelt sich einerseits um «die Verwendung behinderten- 
spezifischer Hilfsmittel oder den Beizug notwendiger persönlicher Assistenz». 
Andererseits könnte die Anpassung der «Dauer und Ausgestaltung des Bildungs-
angebots sowie Prüfungen» an «den spezifischen Bedürfnissen Behinderter» 
erforderlich sein (Art. 2 Abs. 5 BehiG) (zu den Arten von Massnahmen: Kap. 5).
	 Relevant in diesem Kontext erweisen sich auch die Bestimmungen des 
Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (IVG) und der entsprechenden 
Verordnung (IVV), vor allem die Paragrafen über die Anspruchsvoraus- 
setzungen und Leistungsansprüche in Bezug auf die erste berufliche Ausbil-
dung (z. B. Art. 16 Abs. 1, Art. 23 und 24 IVG), die Umschulung (Art. 6 und 17 IVG) 
und die Hilfsmittel (Art. 21 IVG). Allerdings profitieren nicht alle Lernenden 
mit Behinderung von Leistungen der IV. Die IV arbeitet mit dem Begriff In-
validität, der sich ausschliesslich auf die Erwerbsfähigkeit bezieht und somit 
enger gefasst ist als der Begriff Behinderung.
	 Schefer und Hess-Klein (2014) halten fest, dass eine Auslegung des 
Art. 2 Abs. 5 BehiG in Verbindung mit Art. 5 BehiG zu einer Verpflichtung 
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des Bundes und der Kantone führt, Massnahmen für die Kompensation be-
hinderungsbedingter Nachteile im Bereich der Ausbildung zu ergreifen. Im 
Bericht zur Behindertenpolitik betrachtet der Bundesrat (2018) den Nach-
teilsausgleich als «ein transversales Thema über alle Bildungsstufen hin-
weg» (S. 25). Bei der Festlegung des Ziels des Nachteilsausgleichs und der Be-
schreibung der Massnahmen zum Nachteilsausgleich orientiert sich der Bun-
desrat in seinem Bericht an den Ausführungen des SZH:

	 Das Ziel des Nachteilsaugleichs ist es, Benachteiligungen von Lernenden mit Behinde-
rung mithilfe von individuellen Massnahmen zu vermeiden oder zu verringern. Sol-
che Massnahmen können in unterschiedlichen Bereichen zur Anwendung kommen, et-
wa bei Aufnahmeprüfungen oder Qualifikationsverfahren, im Unterricht und bei Auf-
gaben, Leistungstests oder bei Abschlussprüfungen. Beim Nachteilsausgleich werden 
Lern- und Prüfungsbedingungen formal angepasst, ohne dass dabei Modifikationen 
der Lern- bzw. Ausbildungsziele vorgenommen werden. Der Nachteilsausgleich kann 
technische Hilfsmittel und persönliche Assistenz, Zeitzuschläge bei Leistungstests 
oder Prüfungen, Anpassung der Aufgabenstellung oder der Prüfungsform sowie auch 
räumliche Massnahmen betreffend dem Lern- und Prüfungsumfeld umfassen. (ebd.)

Im gesamten Bildungssystem gibt es Massnahmen für die Beseitigung von 
Benachteiligungen für Lernende mit Behinderung. In der obligatorischen 
Bildung kommen einerseits allgemeine Massnahmen wie Differenzierung 
im Unterricht zum Einsatz. Andererseits braucht es aber auch individuelle 
Massnahmen wie Nachteilsausgleich, Lernzielanpassungen und Massnah-
men gemäss Sonderpädagogik-Konkordat Art. 4 und 5 (EDK, 2007a). Der 
Nachteilsausgleich wird nebst weiteren individuellen Unterstützungsmass-
nahmen auch in der nachobligatorischen Bildung angewendet. Hinzu kom-
men in den letzten Jahren und insbesondere in der Tertiärbildung Massnah-
men für die Beseitigung der Umweltbarrieren im baulichen und digitalen 
Bereich. Den Einsatzbereichen und Arten von Massnahmen ist das Kapitel 5 
gewidmet. 
	 Als Nächstes wird das Verhältnis zwischen Nachteilsausgleich und 
schulischer Integration sowie inklusiver Bildung näher betrachtet (vgl. dazu 
insb. Tab. 1).
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2.3		  Integration, Inklusion und Nachteilsausgleich 

Fachliche Begriffe lassen sich am besten kontextbezogen und in ihrer Ent-
wicklung erklären. Dadurch geben sie Auskunft über die Einstellungen zu 
einem sozialen Problem und die bestehenden strukturellen Bedingungen. 
Dies gilt auch für die Fachbegriffe Integration und Inklusion. 
	 Der Begriff Integration hat sich in den letzten Jahrzehnten in der obli-
gatorischen Bildung etabliert, vor allem nachdem die Kantone im Jahr 2008 
die Verantwortung für den sonderpädagogischen Bereich der Bildung (Alters- 
gruppe 0 – 20 Jahre) übernommen haben. Für die Koordination ihrer Auf- 
gaben haben die Kantone gemeinsame Instrumente und eine gemeinsame 
Terminologie entwickelt. Die integrative Schulung wird definiert als «voll- 
oder teilzeitliche Integration von Kindern oder Jugendlichen mit besonde-
rem Bildungsbedarf in einer Klasse der Regelschule» durch die Nutzung von 
sonderpädagogischen Massnahmen (EDK, 2007c). Der Begriff Integration 
wird in der nachobligatorischen Bildung kaum verwendet. In der Tertiärbil-
dung, wohl wegen der Nähe zur Arbeitswelt der Erwachsenen, finden sich 
Begriffe aus der Behindertenpolitik wie zum Beispiel Barrierefreiheit, inklu-
sive Hochschule und Zugang. Auf der Sekundarstufe II fokussiert man auf 
den Begriff Nachteilsausgleich, der seit mehreren Jahren in der Berufsbil-
dung und in den letzten Jahren auch in den allgemeinbildenden Mittelschu-
len verwendet wird.
	 Seit dem Inkrafttreten der UN-BRK ist immer mehr von Inklusion die Re-
de. Der Leitgedanke dieser Konvention besteht aus der Realisierung einer in-
klusiven Gesellschaft, in welcher Behinderung «als Bestandteil normalen 
menschlichen Zusammenlebens verstanden und akzeptiert werden» soll (Bie-
lefeldt, 2010, S. 67). Die UN-BRK verpflichtet die Vertragsstaaten zu einer in-
klusiven Bildung auf allen Stufen (Art. 24 Abs. 1 UN-BRK) und unterscheidet 
dabei nicht zwischen staatlichen und privaten Aus- und Weiterbildungsinsti-
tutionen (Hirschberg, 2016). Der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung gilt 
nicht nur für die obligatorische Schule (Art. 24 Abs. 2 lit. b UN-BRK), sondern 
schliesst auch die «Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenenbil-
dung» ein im Sinne des lebenslangen Lernens (Art. 24 Abs. 5 UN-BRK). 
	 In der Schweiz wurde bald nach dem Beitritt zur UN-BRK das Verhält-
nis zwischen integrativer und inklusiver Schulung gerichtlich geklärt. Im 
Urteil 2C_590/2014 geht das Bundesgericht davon aus, dass der Art. 24 
UN-BRK einer Grundschülerin oder einem Grundschüler mit Behinderung 
keine weitergehenden Ansprüche vermittelt und dass die integrative Schu-
lung in der Praxis der inklusiven Schulung entspricht.
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2.4		�  Angemessene Vorkehrungen, Barrierefreiheit und 
Universelles Design

Im Art. 24 UN-BRK werden zwei wesentliche Instrumente zur Ermöglichung 
des Zugangs zur Bildung für alle Menschen beziehungsweise zur Erreichung 
der inklusiven Bildung genannt: die angemessenen Vorkehrungen und die Bar-
rierefreiheit3. Die angemessenen Vorkehrungen werden definiert als «not-
wendige und geeignete Änderungen und Anpassungen, die keine unverhält-
nismässige oder unbillige Belastung darstellen und die, wenn sie in einem 
bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu gewährleis-
ten, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle 
Menschenrechte und Grundfreiheiten geniessen oder ausüben können» 
(Art. 2 UN-BRK). 
	 Der Nachteilsausgleich ist eine derartige Vorkehrung und muss daher 
im Sinne der UN-BRK auf allen Bildungsstufen gewährleistet werden. Als 
gleichstellungspolitisches Instrument, das auf den Schutz vor Diskriminie-
rung hinzielt, wird der Nachteilsausgleich nicht in den Zeugnissen und Dip-
lomen der betroffenen Lernenden aufgeführt. Darüber hinaus können auch 
die weiteren individuellen Massnahmen für Lernende mit besonderem Bil-
dungsbedarf und/oder Behinderung als angemessene Vorkehrungen be-
trachtet werden (Kap. 7).
	 Die Barrierefreiheit der Umwelt, unter anderem im baulichen und digi-
talen Bereich sowie im Transport, stellt den «vollen Zugang zur physischen, 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und Bil-
dung sowie zu Information und Kommunikation» sicher (Präambel, lit. v 
UN-BRK). Die Bedeutung der Barrierefreiheit wird in Art. 9 UN-BRK über 
die Zugänglichkeit konkretisiert. Im Bereich der Bildung muss speziell die 
Barrierefreiheit der Lern- und Prüfungsunterlagen berücksichtigt werden. 
Der Einsatz digitaler Technologien ist dabei von Vorteil, sowohl bei der Her-
stellung der Dokumente als auch beim Rezipieren durch die Lernenden über 
herkömmliche Laptops oder individuell eingerichtete Hilfsmittel. Die Bereit-
stellung von barrierefreien Lern- und Prüfungsunterlagen für Lernende mit 
einer Sehbehinderung ist eine der wichtigsten Nachteilsausgleichsmassnah-
men für die Betroffenen (Meier-Popa, 2012). So werden zum Beispiel die Stu-
dierenden mit Sehbehinderung an der Universität Zürich von der Fachstelle 

3	 Der Begriff auf Englisch, eine der offiziellen Sprachen der UN-BRK, lautet Accessibility. Da er auf Deutsch 
sowohl mit Barrierefreiheit als auch mit Zugänglichkeit übersetzt wird, verwenden wir diese Begriffe als 
Synonyme. (Deutsch ist keine offizielle Sprache der UN-BRK.)
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Studium und Behinderung bei der Anschaffung von Studienliteratur im bar-
rierefreien Format bereits unterstützt.4

	 In diesem Kontext sind die Bemühungen der Weltorganisation für Geis-
tiges Eigentum (WIPO) zu erwähnen. Durch die Verabschiedung des Ver-
trags von Marrakesch 2016 wurde der Zugang «für blinde, sehbehinderte 
oder sonst lesebehinderte Menschen […] zu veröffentlichten Werken» erleich-
tert (Vertrag von Marrakesch, 2013). Die Schweiz hat diesen Vertrag im Jahr 
2020 unterzeichnet und die Bestimmungen im Urhebergesetz (URG) entspre-
chend angepasst. Der Art. 24c URG erweitert sogar die Zielgruppe für diese 
Massnahmen, indem er sich auf «Menschen mit Behinderungen» bezieht.
	 Die Barrierefreiheit wird erweitert durch die Konzeption des Universellen 
Designs. Diese sieht vor, dass die Umwelt (Produkte, Programme, Umfelder, 
Dienstleistungen) von Anfang an so gestaltet wird, dass sie von möglichst 
vielen Menschen ohne Anpassungen benützt werden kann (Art. 2 UN-BRK). 
	 In der nachfolgenden Tabelle werden die zentralen Unterschiede zwi-
schen den Begriffen Integration und Inklusion präsentiert. Neben diesen Un-
terschieden bestehen aber auch drei Gemeinsamkeiten, die hier hervorgeho-
ben werden sollen:
•	 Sowohl die Integration als auch die Inklusion gehen von verschiedenen 

Lernvoraussetzungen bei den Lernenden aus (multidimensionale Hetero-
genität/Diversität im Klassenzimmer).

•	 Sowohl die Integration als auch die Inklusion streben einen gemeinsamen 
Unterricht von Lernenden mit und ohne Behinderung an.

•	 Integration und Inklusion sind als Prozesse und nicht als Zustände zu ver-
stehen.

4	 https://www.disabilityoffice.uzh.ch/de/services.html
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Merkmale Integration Inklusion

Gegensatz Separation (mit der Schaffung von 
speziellen Strukturen für eine Aus-
wahl von Menschen)

Exklusion (Ausschluss bestimmter 
Menschen von der Teilnahme in 
Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens) 

aktuelle Anwen-
dung des Begrif fs

obligatorische Schule
Arbeitswelt

in allen Lebensbereichen, d. h. 
auch auf alle Bildungsstufen

Anpassung Lernende mit Behinderung und/ 
oder besonderem Bildungsbedarf 
passen sich den Bedingungen an 
der Schule an. 

Schule bietet die Rahmenbedin-
gungen für eine benachteiligungs-
freie Partizipation für möglichst 
viele Lernende.

individuelle  
Massnahmen

diverse Massnahmen für Lernende 
mit besonderem Bildungsbedarf/ 
Behinderung im Sinne von ange-
messenen Vorkehrungen, darunter 
fallen Massnahmen zum Nach-
teilsausgleich

individuelle Massnahmen im Sinne 
von angemessenen Vorkehrungen, 
darunter fallen Massnahmen 
zum Nachteilsausgleich, wobei 
das Motto gilt: «So wenig wie 
möglich, so viel wie nötig.»

allgemeine Mass-
nahmen (für die 
ganze Klasse)

a) Dif ferenzierung im Unterricht
b) �kaum Massnahmen im Sinne 

von Accessibility/Universelles 
Design

a) �Dif ferenzierung im Unterricht, 
Universal Design for Learning

b) �Massnahmen im Sinne von 
Accessibility/Universellem Design

separative 
Schulungsformen

für bestimmte Lernende keine

Selektion findet statt widerspricht grundsätzlich der 
Inklusion

Tabelle 1: Die wichtigsten Unterschiede zwischen Integration und Inklusion 

2.5		  Das Wichtigste in Kürze

•	 Durch das Inkrafttreten der völkerrechtlichen, internationalen und natio-
nalen verfassungsrechtlichen Bestimmungen zeichnet sich ein zweifacher 
Paradigmenwechsel ab: Einerseits wird die medizinische, defizitorientierte 
Sichtweise auf Behinderung durch eine multifaktorielle, bio-psycho- 
soziale Perspektive ersetzt. Andererseits werden die Menschen mit Behin-
derung als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft betrachtet. 

•	 Das Diskriminierungsverbot aufgrund einer Behinderung steht im Zent-
rum des Behindertengleichstellungsrechts und entspricht daher der zent-
ralen Rechtsgrundlage für die Gewährung von Massnahmen zum Nach-
teilsausgleich.

•	 Ein geeigneter Ausgangspunkt, um die vielfältigen Situationen von Be-
hinderung zu verstehen, stellen die Definitionen der Begriffe Menschen 
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mit Behinderung und Benachteiligung in Art. 2 BehiG dar. Sie sind in der 
gesamten Rechtsordnung anwendbar.

•	 Es besteht ein gesetzlicher Auftrag an Bund und Kantone, Massnahmen 
für die Vermeidung beziehungsweise Beseitigung der Benachteiligungen 
für Menschen mit Behinderung in der Bildung zu ergreifen. 

•	 Der Nachteilsausgleich ist eine der individuellen Massnahmen, die sowohl 
in der integrativen als auch in der inklusiven Bildung zur Anwendung 
kommt.

•	 Der Nachteilsausgleich stellt ein gleichstellungspolitisches Instrument 
dar und wird im Zeugnis nicht vermerkt.
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3		�  Anspruchsberechtigte, Voraussetzungen  
und Grenzen

Dass die Diversität/Heterogenität für das Bildungssystem eine zentrale Heraus- 
forderung darstellt, ist mittlerweile eine Binsenwahrheit geworden. Lernen-
de bringen nicht nur ihre individuellen Lernvoraussetzungen und Biografi-
en mit, es kann zudem davon ausgegangen werden, dass in jedem Klassen-
zimmer oder Vorlesungssaal Lernende dabei sind, die verschiedene Unter-
stützungsmassnahmen brauchen, um über die gleichen Bildungschancen zu 
verfügen wie ihre Kolleginnen und Kollegen (Kap. 7).

3.1		  Anspruchsberechtigte

Die Massnahmen zum Nachteilsausgleich dienen grundsätzlich der Vermei-
dung beziehungsweise Beseitigung von Benachteiligungen für Menschen 
mit Behinderung. Dementsprechend besteht ein Anspruch auf Nachteilsaus-
gleich für Lernende, die mit einer Behinderung im juristischen Sinne leben. 
Wie im Kapitel 2 aufgeführt, hat in den letzten Jahren ein Paradigmenwech-
sel bezüglich des Verständnisses von Behinderung stattgefunden. Die neue 
interaktionistische Perspektive, übernommen in der rechtsgültigen Definition 
Mensch mit Behinderung(en) im BehiG, basiert auf dem multidimensionalen 
Behinderungsmodell der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähig-
keit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der WHO. Für den Schulalltag ist 
es besonders wichtig, dass die Lehrpersonen «Behinderungen so verstehen, 
dass sich Handlungsmöglichkeiten eröffnen statt verschliessen» (Hollenwe-
ger, 2014, S. 34). Die ICF ermöglicht ein solches Verständnis.

3.2		  Das Verständnis von Behinderung in der ICF

Die ICF dient als länder- und fachübergreifende einheitliche Sprache zur Be-
schreibung des funktionalen Gesundheitszustandes, der Behinderung, der 
sozialen Beeinträchtigung und der relevanten Umweltfaktoren einer Person. 
Anders als die Klassifikationssysteme von Krankheiten, wie zum Beispiel 
die ICD-10, beschäftigt sich die ICF nicht mit Gesundheitsproblemen, son-
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dern mit deren Folgen für die Funktionsfähigkeit von Menschen in ihrer 
Umwelt (Hollenweger, 2003).
	 Dementsprechend verwendet die ICF den Begriff Behinderung, um das 
«mehrdimensionale Phänomen zu bezeichnen, das aus der Interaktion zwi-
schen Menschen und ihrer materiellen und sozialen Umwelt resultiert» 
(DIMDI, 2005, S. 310). Eine Behinderung ist daher nicht die Eigenschaft ei-
ner Person, sondern eine Situation, in der sich die Funktionsfähigkeit res-
pektive Behinderung eines Menschen manifestiert. Mit dieser Sichtweise 
können sowohl die Schwierigkeiten als auch die Ressourcen in einer Situa-
tion von Behinderung erfasst werden.
	 Die mehrdimensionale Sichtweise auf Behinderung und die Betonung 
der Kontextabhängigkeit werden in der nachfolgenden Abbildung deutlich.

Partizipation / TeilhabeKörperfunktionen 
und -strukturen  

Aktivitäten

Gesundheitsproblem
Gesundheitsstörung oder Krankheit

Umweltfaktoren personenbezogene 
Faktoren  

Abbildung 2: Das ICF-Modell der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (DIMDI, 

2005, S. 21)

Das Modell zeigt, dass der Ursprung einer Situation von Behinderung ein ge-
sundheitliches Problem ist, welches sich auf die Funktionsfähigkeit der betrof-
fenen Person auswirkt. Die individuelle Funktionsfähigkeit ist ein Oberbegriff 
für die nachfolgenden drei Dimensionen, die zueinander in Beziehung stehen: 
•	 die Körperfunktionen und Körperstrukturen (Dimension: Körper),
•	 die Aktivitäten (Dimension: individuelle Perspektive von Handlungen) und
•	 die Partizipation, welche entlang der verschiedenen Lebensbereiche, dar-

unter die Bildung, definiert wird (Dimension: gesellschaftliche Perspektive 
von Handlungen).
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Die Kontextfaktoren werden in Umweltfaktoren und personenbezogenen 
Faktoren eingeteilt. Diese können mit allen Dimensionen der Funktionsfä-
higkeit interagieren und sie beeinflussen. 
•	 Die Umweltfaktoren umfassen nebst Hilfsmitteln, Technologien, Faktoren 

der natürlichen und vom Menschen veränderten Umwelt (z. B. Lärm) auch 
die Unterstützung durch Personen, Tiere, Dienstleistungssysteme, Einstel-
lungen und Gesetzgebungen.

•	 Personenbezogene Faktoren sind zum Beispiel das Geschlecht, das Alter 
und der sozioökonomische Status.

Im Bildungsbereich setzt sich die ICF, insbesondere die Version für Kinder 
und Jugendliche ICF-CY, zunehmend durch. Die Kontextbezogenheit der ICF 
ermöglicht einen Blick auf die gesamte Lebens- beziehungsweise Lernsitua-
tion von Lernenden und integriert damit die Perspektiven verschiedener 
Professionen, die die ICF verwenden – zum Beispiel die Medizin, die Pflege, 
die Psychologie und die Sonderpädagogik. Deshalb bietet diese Klassifikati-
on eine gute Grundlage für die interdisziplinäre Zusammenarbeit. Die Res-
sourcenorientierung der ICF stellt ausserdem eine gute Basis für die Planung 
und Evaluation von Interventionen dar. Ein weiterer Vorteil besteht darin, 
dass die ICF-Terminologie die Anwendung einer gemeinsamen Sprache er-
möglicht, wodurch die Kommunikation zwischen den Beteiligten verbessert 
wird. 
	 So wurde ausgehend von der ICF und im Auftrag der Schweizerischen 
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) das Standardisierte 
Abklärungsverfahren SAV (EDK, 2014) für den obligatorischen Schulbereich 
entwickelt. Das SAV wird für die Klärung des Unterstützungsbedarfs für 
Lernende angewendet, für welche die niederschwelligen sonderpädagogi-
schen Massnahmen nicht genügen und zusätzliche Ressourcen zur Verfü-
gung gestellt werden sollen. In der Deutschschweiz findet die Abklärung 
meistens an den schulpsychologischen Diensten statt. In der Westschweiz 
und im Tessin wird die Abklärung durch eine Fachperson aus den sonderpä-
dagogischen Diensten koordiniert.
	 Das ICF-Modell von Behinderung eignet sich grundsätzlich für das 
strukturierte Erfassen von Informationen, das Verstehen der Situationen 
und die Planung von Massnahmen im gesamten Bildungssystem. Eine hilf-
reiche Orientierung im komplexen Klassifikationssystem der ICF-CY bieten 
die Mindmaps von Lienhard (2019).
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Beispiel 1: Interpretation einer Situation von Behinderung mit  
dem ICF-Modell
Jens5 lebt mit einer hochgradigen Funktionsbeeinträchtigung im Bereich 
des Hörens durch eine angeborene Schädigung. In der Schule kann er be-
stimmte Aktivitäten – zum Beispiel Fragen beantworten, Notizen machen 
oder Schreiben nach Diktat – ohne Hilfsmittel und weitere Massnahmen 
nicht ausüben. Seine Partizipation wird dadurch eingeschränkt und er 
wird benachteiligt. Für die Beseitigung der Benachteiligung kommen für 
Jens folgende Massnahmen infrage:

•	 Hörgeräte als individuelles Hilfsmittel, von der IV gemäss Art. 21 IVG 
finanziert (1)

•	 gute Akustik und Beleuchtung in der Klasse, damit er die Mundbewe-
gungen sieht und von den Lippen seines Gegenübers ablesen kann (2)

•	 gut strukturierter Unterricht und Lernmaterialien (3)
•	 eine gute Aussprache seitens der Lehrperson, mit Blickkontakt (4)
•	 die Zustellung der Unterrichtsmaterialien im Voraus oder der Einsatz 

eines Notetaker, damit er sich im Unterricht auf das Lippenablesen 
und Verstehen konzentrieren kann (5)

•	 eine Anlage für die Übertragung des Gesprochenen auf die Hörgeräte 
des Lernenden: a) individuelle FM-Anlage mit Mikrofon zur draht- 
losen Signalübertragung, ebenfalls von der IV finanziert oder b) in-
duktive Höranlage im Unterrichtsraum mit Verstärkeranlage und Mi-
krofon als Massnahme der baulich-technischen Barrierefreiheit an 
der Schule (6a und 6b)

•	 ein Sitzplatz in der Klasse, von dem er die Lehrperson gut sehen kann (7)
•	 die Verwendung eines Mikrofons für jede mündliche Intervention in 

der Klasse. Alternativ: Die Person mit Mikrofon fasst das Gesagte zu-
sammen. (8)

Kommentar
Welche Arten von Massnahmen sind also erforderlich? Es sind persönli-
che Hilfsmittel (1 und 6a), Massnahmen für einen guten, differenzierten 
Unterricht (3, 4, 7), Massnahmen für Barrierefreiheit, von denen die 
ganze Klasse und/oder weitere Lernende mit Hörbehinderung profitieren 
(2 und 6b) und behinderungsbezogene Nachteilsausgleichsmassnahmen 
(5 und 8) (zu den Massnahmen vgl. auch Kap. 5 und 7).

5	 Alle Beispiele dienen der Veranschaulichung eines Sachverhalts. Die Namen wurden zum Zweck der Anony-
misierung geändert.
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3.3		�  Voraussetzungen für den Anspruch auf Massnahmen zum 
Nachteilsausgleich

Die Kontextabhängigkeit der Behinderung bedeutet, dass eine Beeinträchti-
gung nicht zwingend zu einer Benachteiligung führt, sofern die Umwelt bar-
rierefrei und die Lernsituationen flexibel gestaltet sind. Für die Gewährung 
der Massnahmen zum Nachteilsausgleich müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllt werden (Henrich, Lienhard & Schriber, 2012; Meier-Popa, 2012):

I. Beeinträchtigung mit Auswirkung auf bildungsrelevante Aktivitäten
Es muss eine – von einer anerkannten Fachstelle – diagnostizierte Funktions- 
beeinträchtigung vorliegen, welche die Ausübung schul- oder studienrelevanter 
Aktivitäten einschränkt. Der dadurch entstandene Nachteil muss unter Berück-
sichtigung der Lernziele kompensiert werden können. Je nach Situation sind 
auch andere therapeutische und (sonder-)pädagogische Interventionen nötig.
	 Die Diagnose muss auf der aktuellen Klassifikation der Krankheiten und 
verwandter Gesundheitsprobleme ICD basieren und von der Fachmedizin für 
Kinder/Jugendliche oder Erwachsene (z. B. für Sinnesbeeinträchtigungen oder 
Autismus-Spektrum-Störung) oder der Schul- bzw. Neuropsychologie (z. B. für 
Dyslexie und Dyskalkulie) gestellt werden. Diese Diagnose muss mit den Folgen 
der Funktionsbeeinträchtigung auf die bildungsrelevanten Aktivitäten der be-
troffenen Person ergänzt werden. Deshalb ist es von Vorteil, wenn die anerkann-
ten Abklärungsstellen mit den für die Bildungsstufe zuständigen Organen kom-
muniziert und/oder wenn die abklärenden Fachpersonen für Diagnostik im schu-
lischen Kontext qualifiziert sind (vgl. Frage 5 in Kap. 6.3).

II. Potenzial für das Erreichen der Bildungsziele
Da bei Nachteilsausgleich per Definition die Bildungs- beziehungsweise Lehr-
planziele qualitativ nicht herabgesetzt werden, müssen die betroffenen Ler-
nenden das Potenzial für das Erreichen dieser Ziele aufweisen. Die Potenzial-
abklärung erfordert pädagogisches, sonderpädagogisches, medizinisches und 
psychologisches Wissen, weshalb die involvierten Fachpersonen zusammen-
arbeiten müssen. Ausserdem sollte sich die Potenzialabklärung an den Ent-
wicklungsmöglichkeiten und Ressourcen der Lernenden genauso orientieren 
wie an den verfügbaren Massnahmen: Gerade in Zeiten der digitalen Trans-
formation entwickeln sich die Massnahmen, insbesondere digitale Hilfsmit-
tel (assistive technologies6), in der Bildungs- und Arbeitsweit schnell weiter. 

6	 SZH (2020). ICT als Hilfsmittel, https://www.szh.ch/themen/ict /hilfsmittel
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III. Zeitliche Einreichung des Antrags
Der Antrag auf nachteilsausgleichende Massnahmen muss gestellt werden, 
sobald die Auswirkung einer Beeinträchtigung auf bildungsrelevante Ak-
tivitäten festgestellt wird. Die Beanspruchung eines Nachteilsausgleichs 
muss vor der Leistungsbeurteilung erfolgen. Diesbezüglich ist das Urteil 
des Verwaltungsgerichts St. Gallen vom 27. August 2013 gültig für alle Bil-
dungsstufen:

	 Die Universität St. Gallen darf ohne Verletzung des Diskriminierungsverbots verlan-
gen, dass Studierende, die aufgrund einer krankheitsbedingten Beeinträchtigung in 
ihrer Leistungsfähigkeit darauf angewiesen sind, dass diesem Umstand bei Prüfun-
gen Rechnung getragen wird, die zuständige Stelle vorgängig informieren. (Urteil B 
2012/2331)

3.4		  Grenzen des Nachteilsausgleichs

Die Massnahmen zum Nachteilsausgleich in der Bildung zielen auf die Ver-
meidung von Benachteiligungen für Lernende mit einer Behinderung im ju-
ristischen Sinne. Bei der Umsetzung in der Praxis stellt sich die legitime Fra-
ge nach den Grenzen des Nachteilsausgleichs. 
	 Allgemeine Orientierung bietet die nachfolgende Formulierung im Ent-
scheid B-7914/2007 des Bundesverwaltungsgerichts. 

	 Bei der Frage nach Art und Umfang des Ausgleichs müsse geprüft werden, welche Er-
leichterungen notwendig sind, damit ein behinderter Kandidat die gleichen Chancen 
habe, die Prüfung zu bestehen, wie wenn seine Behinderung nicht vorhanden wäre. 
(Bundesverwaltungsgericht, 2008)

In jedem einzelnen Fall braucht es eine fachkundige Abklärung, eine ange-
messene Umsetzung der Massnahme(n) und eine Evaluation (Kap. 6). Darü-
ber hinaus muss der Aufwand für die Umsetzung der Massnahmen im Ver-
hältnis zum Nutzen für die lernende Person stehen. Ab der Sekundarstufe II 
ist es schliesslich zukunftsrelevant, zusätzlich die Berufsperspektiven zu be-
rücksichtigen. 

3.4.1	 Verhältnismässigkeitsprinzip

Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit ist in der Bundesverfassung veran-
kert: «Einschränkungen von Grundrechten müssen durch ein öffentliches 
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Interesse oder durch den Schutz von Grundrechten Dritter gerechtfertigt 
sein» (Art. 36 BV). Demnach muss die öffentliche Investition in einem ange-
messenen Verhältnis zum bereitgestellten Nutzen stehen. 
	 In Bezug auf das Verbot der Diskriminierung von Menschen mit Behin-
derung enthält das Behindertengleichstellungsgesetz folgende Klarstellung: 
«Das Gericht oder die Verwaltungsbehörde ordnet die Beseitigung der Un-
gleichheit nicht an, wenn der für Behinderte zu erwartende Nutzen in einem 
Missverhältnis steht, insbesondere: (a) zum wirtschaftlichen Aufwand» 
(Art. 11 BehiG). Situationen, die zu einer Berufung auf dieses Prinzip führen, 
würden finanzielle Mittel oder organisatorische Investitionen erfordern, die 
im Verhältnis zum Nutzen für die Lernenden zu gross sind. Solche Situatio-
nen sind selten, und wenn eine Massnahme als unverhältnismässig erachtet 
wird, dann muss die ablehnende Instanz eine geeignete Alternative vor-
schlagen (Mizrahi, 2017).

3.4.2	 Berufsfähigkeit

Für alle, die eine berufliche Erstausbildung beginnen wollen, stellt sich die 
Frage der Berufswahl bereits ab dem 3. Zyklus der obligatorischen Schulzeit, 
also mit dem Eintritt in die Sekundarstufe I. Wer studieren will, hat noch ei-
nige Jahre Zeit, über die Wahl des Studiengangs nachzudenken. Welcher 
Weg auch immer gewählt wird, Lernende mit Behinderung müssen in der 
Lage sein, die Anforderungen der Ausbildung zu erfüllen, weil die Ziele 
nicht herabgesetzt werden. Sie können allenfalls die Anpassung der Lernbe-
dingungen beantragen, die Anforderungen bleiben jedoch gleich – wie im 
folgenden Gerichtsentscheid deutlich wird:

	 Der Staat ist weder aufgrund der Rechtsgleichheit noch aufgrund spezifischer Grund-
rechte verpflichtet, sämtliche faktischen Ungleichheiten zu beheben. […] Viele Berufe 
erfordern besondere Eigenschaften und Fähigkeiten, die nicht alle Menschen im glei-
chen Masse besitzen. Der blosse Umstand, dass einzelne Personen ohne eigenes Ver-
schulden diese Fähigkeiten nicht besitzen, kann nicht dazu führen, dass die Anforde-
rungen reduziert werden müssten. (BGE 122 I 130; BGr, 18. Oktober 2002, 2P.140/2002)

Bei der Berufs- oder Studienwahl ist es daher äusserst wichtig, an die erforder-
lichen Kompetenzen für die Ausübung des Berufes zu denken. Lienhard (2014) 
nennt Beispiele für Situationen, in denen der Lernende die Möglichkeit hat, 
trotz einer Beeinträchtigung den Beruf auszuüben: ein Psychotherapeut, der 
mit einer Querschnittlähmung lebt, und ein Protokollant mit einer hoch- 
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gradigen Sehbehinderung, der dank Hilfsmitteln seine Aufgaben bewältigen 
kann. Es gibt aber auch Beispiele, wo eine Beeinträchtigung die Berufswahl 
einschränkt: Ein Mensch mit Zerebralparese und Spasmen kann beispiels-
weise nicht Flugzeugpilot werden.
	 Im Einzelfall ist die Frage zu stellen, welche wesentlichen Ausbildungs-
inhalte der Lernende erwerben muss (Hess-Klein, 2019), um einen bestimm-
ten Beruf ausüben zu können. Die Beantwortung dieser Frage liegt jedoch 
nicht immer auf der Hand, wie der folgende Fall zeigt:

Beispiel 2: Verhältnis zwischen Prüfungsinhalten und  
Berufskompetenzen
Bei der Anmeldung zu einer kantonalen Prüfung für ein Diplom als Kon-
ditor beantragte Theo, ein junger Mann mit Hörbeeinträchtigung, Assis-
tenz durch einen Gebärdensprachdolmetscher und zusätzliche Zeit. Sein 
Antrag wurde von der Prüfungskommission weitgehend abgelehnt mit 
der Begründung, dass Französischkenntnisse erforderlich seien. Nach ei-
ner Berufung war Theo erfolgreich, da der Prüfungsausschuss seine ur-
sprüngliche Entscheidung überdachte. In der Tat hindert ihn seine Hör-
behinderung nicht daran, den Beruf des Konditors auszuüben. Der Bedarf 
an einem Gebärdensprachdolmetscher oder an mehr Zeit im spezifischen 
Kontext einer Berufsprüfung behindert – und das gilt nicht nur in diesem 
Fall und nicht nur für den Beruf des Konditors – in keiner Weise die 
grundsätzliche Fähigkeit zur Berufsausübung (Inklusion Handicap, 2018). 

3.4.3	 Inhaltliche (materielle) und formale Anpassungen

In der Praxis kann die Unterscheidung zwischen formalen Anpassungen 
(Nachteilsausgleich) und inhaltlichen oder materiellen Anpassungen (Lern-
zielanpassungen) eine Herausforderung darstellen. Für die Kompensation 
von behinderungsbedingten Nachteilen kommen verschiedene Massnah-
men infrage. Diese sind jedoch nicht immer spezifisch für den Nachteilsaus-
gleich, sondern können auch zu anderen Zwecken verwendet werden. Die 
Massnahme selbst gibt daher nicht zwingend Auskunft darüber, ob die An-
passung formaler oder inhaltlicher Natur ist, massgebend dafür ist das Aus-
bildungs- bzw. Prüfungsziel – wie das nachfolgende Beispiel veranschaulicht.
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Beispiel 3: Inhaltliche und formale Anpassungen
Rechnen lernen: Sonia ist in der dritten Klasse. Bei ihr wurde eine spezi-
fische Lernstörung in der Mathematik (Dyskalkulie) diagnostiziert. Alle 
Lernenden müssen eine Prüfung lösen, deren Ziel es ist, die Beherrschung 
von Addition und Subtraktion zu demonstrieren. Wenn es Sonia erlaubt 
wäre, einen Taschenrechner für die Lösung der Aufgaben zu verwenden, 
wäre dies eine inhaltliche Anpassung und die Prüfung würde ihr Ziel ver-
fehlen. 
	 Mathematik-Probleme lösen: Sonia besucht mittlerweile die sechste 
Klasse und muss ein mathematisches Problem lösen. Das Ziel der Aufga-
be ist die Beherrschung des Problemlöse-Prozesses; auch wenn dafür 
gerechnet werden muss, ist die Beherrschung von Grundrechenarten in 
diesem Fall kein Prüfungsziel. Wenn es Sonia erlaubt wäre, den Taschen-
rechner zu benutzen, wäre dies eine formale Anpassung. Sonia kommt 
zwar nicht zum richtigen Ergebnis (Berechnungsfehler), aber ihre Vorge-
hensweise ist richtig. 

Kommentar
Die Berücksichtigung folgender Punkte kann zur Klärung der Frage bei-
tragen, wann eine Anpassung formal oder inhaltlich (materiell) ist:

•	 Die zu beurteilenden Lernziele bei der Aufgabenstellung sollten klar 
unterscheidbar sein und nachvollziehbar gewichtet werden. Ausser-
dem sind die Lernenden vor Beginn der Prüfung darüber zu infor-
mieren.

•	 Die Lehrperson sollte sicherstellen, dass eine fehlende Kompetenz 
kein Hindernis für den Nachweis anderer Kompetenzen ist. 

Wenn in der obligatorischen Schule trotz geeigneter formaler Anpassun-
gen (und anderer Massnahmen) die Schülerin oder der Schüler einen un-
genügenden Durchschnitt hat und es ihr oder ihm nicht mehr möglich ist, 
die Ziele des Faches zu erreichen, sollte eine Anpassung der Ziele erwo-
gen werden (Kap. 7). 

In der Umsetzung des Nachteilsausgleichs tauchen auf allen Bildungsstufen 
Fragen auf. Mit den nachfolgenden Ausführungen zu Fragen, die sich in der 
Praxis stellen, möchten wir Unklarheiten entgegenwirken.



40

3.5		  Fragen aus der Praxis

Frage 1: Welche Beeinträchtigungen können zu einer Situation von  
Behinderung in der Bildung führen?
In der Wegleitung Nachteilsausgleich in Schule und Berufsbildung nennen 
Henrich, Lienhard und Schriber (2012) beispielhaft die angeborenen oder er-
worbenen Funktionsbeeinträchtigungen, die Massnahmen für die Kompen-
sation des daraus resultierenden Nachteils erfordern können: «Hör- oder Seh-
behinderungen, Körperbehinderungen, schwere Lese-Rechtschreib- oder Re-
chenstörungen, Autismus-Spektrum-Störungen, Aufmerksamkeits-Hyper-
aktivitätsstörungen, chronische Krankheiten u. ä.» (Henrich, Lienhard & 
Schriber, 2012, S. 5). 
	 Schellenberg, Hofmann und Georgi-Tscherry (2017) haben untersucht, 
wie der Nachteilsausgleich auf der Sekundarstufe II umgesetzt wird. Dabei 
haben sie festgestellt, dass die Lese-Rechtschreibstörung (Dyslexie) der häu-
figste Grund für einen Nachteilsausgleich an Berufsfach- und Mittelschulen 
ist, noch vor dem AD(H)S, der Dyskalkulie und weiteren Beeinträchtigungen 
wie chronischen Erkrankungen und Problemen mit der Sprache.
	 Weniger beansprucht werden Massnahmen zum Nachteilsausgleich bei 
einer Beeinträchtigung des Seh- oder Hörvermögens oder bei einer psychi-
schen Erkrankung, was allerdings bedeuten könnte, dass weniger Lernende 
diese Schulen besuchen, die mit einer der drei letztgenannten Beeinträchti-
gungen leben.
	 An der Universität Zürich (UZH) wurden bereits 2006 die häufigsten 
Arten von Beeinträchtigungen der Studentenschaft im Disability Statement 
der Fachstelle Studium und Behinderung festgehalten:

	 Eine Beeinträchtigung der Mobilität, des Hör-, Seh- oder Sprechvermögens, eine chro-
nische oder psychische Krankheit, eine spezifische Lernbehinderung wie Dyslexie, 
Asperger- oder Aufmerksamkeitsdefizit-Syndrom kann u. U. die Partizipation [am Stu-
dium] negativ beeinflussen. (UZH, 2006) 

Frage 2: Haben die Lernenden mit Behinderung einen besonderen 
Bildungsbedarf? 
In Hinsicht auf die Förderung der Integration werden in der obligatorischen 
Bildung die Begriffe besonderer Bildungsbedarf und Behinderung verwendet. 
Gemäss der Terminologie für den sonderpädagogischen Bereich liegt ein 
besonderer Bildungsbedarf im Schulwesen vor, wenn vor der Einschulung 
oder während der Schule festgestellt wird, dass die Entwicklung der Kinder 
beziehungsweise der Jugendlichen «eingeschränkt oder gefährdet ist oder 
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dass sie dem Unterricht in der Regelschule ohne spezifische Unterstützung» 
nicht folgen können (EDK, 2007c, S. 2). Dazu können weitere Situationen 
kommen, «in denen die zuständige Schulbehörde bei Kindern und Jugendli-
chen nachweislich grosse Schwierigkeiten in der Sozialkompetenz sowie im 
Lern- oder Leistungsvermögen feststellt» (ebd.). Massgebend für die Planung 
der Massnahmen ist der Unterstützungsbedarf der Lernenden. 
	 Die EDK-Terminologie beinhaltet auch eine Definition von Behinderung, 
die sich an das ICF-Modell anlehnt. Im Kapitel 7 wird aufgezeigt, welche 
Massnahmen in welcher Situation infrage kommen können. Die Begriffe 
Behinderung und besonderer Bildungsbedarf überschneiden sich zwar teilwei-
se, sind aber nicht identisch. Dies wird ersichtlich in den folgenden Beispielen: 

Beispiel 4: Besonderer Bildungsbedarf und Behinderung 
Leni lebt mit einer ausgeprägten Dyslexie und benötigt Logopädie als Un-
terstützung (sonderpädagogische Massnahme). Zusätzlich wirkt sich die 
Diagnose negativ auf ihre Prüfungsleistungen aus, was dazu führt, dass 
ihre Situation als Behinderung erfasst wird. Deshalb bekommt Leni einen 
Nachteilsausgleich bei den Prüfungen. 

Beispiel 5: Behinderung ohne besonderen Bildungsbedarf
Alex lebt mit einer Funktionsbeeinträchtigung im Bereich Motorik 
(Mobilitätsbehinderung) und benützt für die Fortbewegung einen Roll-
stuhl. Er kann ohne Unterstützung die Lernziele erreichen und weist dem-
nach keinen besonderen Bildungsbedarf auf. Dafür ist für Alex die Barriere- 
freiheit der Gebäude und Infrastruktur an der Schule wichtig, damit er 
ohne Nachteile seine schulischen Leistungen erbringen kann.

Beispiel 6: Ausschliesslich besonderer Bildungsbedarf
Mariko, eine Schülerin mit Lernschwierigkeiten aufgrund einer (leicht) 
verzögerten Entwicklung, wird mit sonderpädagogischen Massnahmen 
unterstützt. Zudem werden die Lernziele in ein bis zwei Fächern ange-
passt. Relevant für die Bestimmung der Massnahmen bei Mariko ist ihr 
besonderer Bildungsbedarf.

Frage 3: Wie viele Lernende beantragen einen Nachteilsausgleich?
Für die obligatorische Schule sind keine nationalen Daten bekannt.
	 Für die berufliche Grundbildung berichten Schellenberg, Hofmann und 
Georgi-Tscherry (2017) über kantonale Unterschiede bei der Gewährung von 
Massnahmen zum Nachteilsausgleich: Gemessen am Gesamtbestand der 
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Lehrverträge von 2010 bis 2016 erhalten zwischen 0,2 % und 4,4 % der Ler-
nenden Nachteilsausgleich. In den meisten Kantonen sind es aber weniger 
als 1 %. Allerdings ist die Zunahme der Gesuche in der untersuchten Perio-
de deutlich erkennbar.
	 Für den Hochschulbereich wird die vom Netzwerk Studium und Behinde-
rung Schweiz geplante Befragung auch in Bezug auf Nachteilsausgleich Zah-
len liefern. Im Wintersemester 2003/04 wurde an drei Hochschulen eine Be-
fragung durchgeführt, die aber diesbezüglich keine Aussagen zulässt, weil 
damals der Nachteilsausgleich im Hochschulbereich wie auch auf den ande-
ren Bildungsstufen kein Thema war. Als relevant erweisen sich aus dieser 
Befragung jedoch zwei Erkenntnisse: Nur etwa die Hälfte der Studierenden, 
die eine Behinderung oder chronische Krankheit deklarierten (ca. 6 % der 
Gesamtzahl der Studierenden), berichteten über Erschwernisse bei der Aus-
übung studienrelevanter Aktivitäten. Dabei spielte die Art der Beeinträchti-
gung eine grössere Rolle als ihr jeweiliger Schweregrad: zum Beispiel behin-
derte eine psychische Erkrankung die Aktivitäten an der Hochschule mehr 
als eine schwere Mobilitätsbeeinträchtigung (Hollenweger & Gürber & Keck, 
2005).

3.6		  Das Wichtigste in Kürze

•	 Anspruch auf Nachteilsausgleich haben Lernende, die mit einer diagnos-
tizierten Beeinträchtigung leben und das Potenzial haben, die Lernziele 
zu erreichen. Die Bedingung ist, dass sich die Beeinträchtigung auf schul- 
oder studienrelevante Aktivitäten negativ auswirkt und sie dadurch beim 
Erwerben oder Zeigen von Kompetenzen benachteiligt sind. 

•	 Nicht die medizinische oder psychologische Diagnostik allein bestimmt 
die erforderlichen Massnahmen. Massgeben ist der individuell geprägte 
und kontextbezogene Bedarf an Unterstützung und Anpassungen, mit an-
deren Worten: die sonderpädagogische (Förder-)Diagnostik.

•	 Die Gewährung von Massnahmen zum Nachteilsausgleich setzt Fachwis-
sen und Zusammenarbeit mehrerer Disziplinen voraus, etwa der Pädago-
gik, Sonderpädagogik, Medizin und Psychologie. 

•	 Die Nachteilsausgleichsmassnahmen in der Bildung dienen der (Wieder-)
Herstellung der Chancengleichheit von Lernenden mit einer Behinderung 
im juristischen Sinne. 

•	 Der Aufwand für die Umsetzung der Massnahmen muss im Verhältnis 
zum Nutzen für die betroffene Person stehen. Sollte eine beantragte Mass-
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nahme sich als unverhältnismässig erweisen, ist das Bereitstellen einer 
Alternative im Einvernehmen mit der betroffenen Person erforderlich.

•	 Das entscheidende Kriterium bei der Unterscheidung zwischen formalen 
und inhaltlichen Anpassungen ist das Ziel der Ausbildung bzw. der Prüfung.

•	 Bei der Berufs- und Studienwahl von Lernenden mit Behinderung müs-
sen die Berufsperspektiven mitgedacht werden. Die für die Ausübung ei-
nes Berufes notwendigen Kompetenzen sind auch bei der Bestimmung 
der Nachteilsausgleichsmassnahmen bei einer bestimmten Aufgabe zu be-
rücksichtigen.





45

4		  Prinzipien

Die Rechtslehre und die Rechtsprechung sind sich über die Notwendigkeit 
der Massnahmen für den Ausgleich behinderungsbedingter Nachteile einig. 
Aus den gesetzlichen Grundlagen (Rechtslehre) und den Gerichtsentschei-
den (Rechtsprechung) über den Nachteilsausgleich lassen sich nachfolgend 
vier Prinzipien (I – IV) ableiten. Die Umsetzung des Nachteilsausgleichs er-
fordert Fach- und Erfahrungswissen aus unterschiedlichen Disziplinen und 
die Schaffung der notwendigen Strukturen. In der Umsetzungspraxis und 
unter Einbezug einer langfristigen bildungsbiografischen Perspektive kristal-
lisieren sich drei weitere Prinzipien (V – VII) heraus.

I. Gleichstellung als Ziel des Nachteilsausgleichs
Die Massnahmen für den Ausgleich der Nachteile aufgrund einer Behinde-
rung sind eine zulässige Ungleichbehandlung von Menschen mit Behinde-
rung im Vergleich zu den Mitlernenden, weil sie auf die (Wieder-)Herstel-
lung von Chancengleichheit hinzielt. 

II. Passung zur individuellen Situation (Angemessenheit)
Die Auswirkung der Funktionsbeeinträchtigung einer Person auf die Ausübung 
bildungsrelevanter Aktivitäten ist genauso individuell wie ihr Anpassungs- bzw. 
Unterstützungsbedarf. Die Anpassung der Lern- und Prüfungsbedingungen ist 
immer vom Einzelfall abhängig (Plotke, 2003). Dabei spielen die persönlichen 
Hilfsmittel und die damit verbundenen Lerntechniken eine wichtige Rolle. An-
ders gesagt: Die Massnahme des Nachteilsausgleichs muss «der Person in ihrer 
aktuellen Situation angemessen sein» (Henrich, Lienhard & Schriber, 2012, S. 6).

III. Gleiche Lern- und Prüfungsziele
Die bildungsbezogenen Anforderungen an Lernende mit einer Behinderung 
sind gleich wie die Anforderungen an andere Lernende. Der Nachteilsaus-
gleich im Sinne von Art. 2 Abs. 5 BehiG hat daher durch die Anpassung der 
Rahmenbedingungen zu erfolgen (Verwaltungsgericht des Kantons Zürich 
VB.2010.00696, Entscheid vom 6. April 2011). Zum Beispiel muss eine Prü-
fung unter angepassten Bedingungen mit der regulären Prüfung vergleich-
bar sein und das Ziel der Prüfung muss erreicht werden können.
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IV. Keine Bevorzugung
Der Nachteilausgleich für Lernende mit Behinderung darf nicht zu Benach-
teiligungen für die Mitlernenden ohne Behinderung führen. Ziel der behin-
derungsbedingten Prüfungsanpassungen ist zum Beispiel nur «der Aus-
gleich der aus der Behinderung resultierenden Schlechterstellung, nicht aber 
eine Besserstellung gegenüber den übrigen Kandidaten» (Verwaltungsge-
richt des Kantons Zürich VB.2010.00696, Entscheid vom 6. April 2011).

V. Monitoring
Um die Chancengleichheit für Lernende mit und ohne Behinderung sicher-
zustellen, ist eine regelmässige Evaluation der Massnahme unabdingbar. 
Das Monitoring erfordert behinderungsspezifisches sonderpädagogisches 
Fachwissen. 

VI. Kontinuität der Massnahmen
Bei einer Änderung der Ausbildungsinstitution, zum Beispiel wegen Umzug 
oder aufgrund des Übertritts in eine andere Bildungsstufe, sollten die Mass-
nahmen zum Nachteilsausgleich, wie auch andere erforderliche Massnah-
men, weiterhin gewährt werden. Dies sollte für die gesamte Bildungsbiogra-
fie eines Menschen gelten. Die Kontinuität der Massnahmen ist auch recht-
lich abgestützt: Die Anpassung der Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse 
von Menschen mit Behinderung und die Barrierefreiheit am Arbeitsplatz 
sind nämlich gesetzlich verankert (EDI, 2017).

VII. Kommunikation und Datenschutz
Die Ausbildungsinstitution muss über die Grundsätze des Nachteilsaus-
gleichs und über die Vorgehensweise bei der Beantragung von Massnahmen 
zum Ausgleich eines Nachteils informieren. Die im Einzelfall vereinbarten 
Massnahmen zum Nachteilsausgleich müssen schriftlich, präzise und ver-
ständlich festgehalten werden. Es ist wichtig, die Lehrpersonen und die Mit-
lernenden über die notwendigen Massnahmen zu informieren. Dies ist aller-
dings nicht einfach, da die Gefahr einer Stigmatisierung besteht. Deshalb 
sollte einerseits der Datenschutz7 beachtet werden und andererseits die be-
troffenen Lernenden und gegebenenfalls ihre Angehörigen bei der Kommu-
nikation der Massnahmen einbezogen werden. 

7	 Vgl. das Datenschutzgesetz (DSG): Daten über die Gesundheit sind besonders schützenswerte Personendaten 
(Art. 3 DSG).
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5		�  Einsatzbereiche und Arten  
von Massnahmen

5.1		  Stationen auf dem Bildungsweg

Aus der Perspektive des lebenslangen Lernens werden Massnahmen zum 
Nachteilsausgleich für betroffene Menschen mit Behinderung während des 
gesamten Bildungswegs gewährt, das heisst: 
•	 während der obligatorischen Bildung (Primarstufe und Sekundarstufe I),
•	 auf Sekundarstufe II: in Schulen für die berufliche Grundbildung inklusive 

zwischenbetrieblichen Kursen, in Gymnasien und Fachmittelschulen, 
•	 in der Tertiärbildung: an Universitäten inklusive Eidgenössischen Tech-

nischen Hochschulen, wie auch an Pädagogischen Hochschulen, Fach-
hochschulen und Höheren Fachschulen, 

•	 innerhalb von Übergangsangeboten zwischen der obligatorischen Schule 
und der Sekundarstufe II (Übergang I) und zwischen der Sekundarstufe II 
und der Tertiärbildung bzw. der Arbeitswelt (Übergang II) sowie

•	 in jeder Weiterbildung, sei es an einer der obenerwähnten Bildungsinsti-
tutionen, an privaten Instituten oder direkt im Rahmen einer innerbe-
trieblichen Weiterbildung (EDK, 2019). 

Während der obligatorischen Bildung gibt es ein breites Spektrum an Unter-
stützungsmassnahmen für Lernende mit Behinderung und/oder besonde-
rem Bildungsbedarf (Kap. 7). Auch die Differenzierung im Unterricht ist ei-
ne gängige Praxis. Aus diesem Grund wird im Zyklus 1, ausser bei Lernkon-
trollen, weniger häufig auf den Nachteilsausgleich zurückgegriffen. Gegen 
Ende des Zyklus 2 steht die Selektion der Lernenden an und der Leistungs-
druck steigt. In manchen Kantonen werden schon Eintrittsprüfungen für 
verschiedene Typen der Sekundarstufe I durchgeführt (educa.ch, 2020a, 
2020b). Zudem nimmt die Zahl anderer Unterstützungsmöglichkeiten nach 
der obligatorischen Schule ab. Daher wird der Nachteilsausgleich im Verlauf 
des Bildungswegs immer wichtiger. 
	 In Situationen, in denen sich eine Lernzielanpassung in einem oder 
mehreren Fächern als notwendig erweist, ist der Nachteilsausgleich in die-
sen Fächern per definitionem ausgeschlossen. Dies erklärt, weshalb viele Ler-
nende aus Sonderschulen und Sonderklassen der obligatorischen Schule kei-
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ne Massnahme zum Nachteilsausgleich erhalten. Das gilt auch für Lernende 
in einer Regelklasse mit einer individuellen Förderplanung. Gleichzeitig ist 
der Einsatz anderer Unterstützungsmassnahmen nicht ausgeschlossen. 
	 Im nachobligatorischen Bereich können die Lernziele von Lehrgängen 
nicht angepasst werden. Eine Ausnahme bilden spezielle berufliche Ausbil-
dungen, zum Beispiel die Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS. Das hat 
zur Folge, dass der Nachteilsausgleich für alle Lernenden angewendet wer-
den kann, die zur Absolvierung ihrer Ausbildung darauf angewiesen sind. 
Deshalb empfiehlt es sich, den Bedarf an Massnahmen zum Nachteilsaus-
gleich vor dem Übertritt in die nachobligatorische Bildung zu klären.

5.2		  Lernsituationen

Massnahmen zum Nachteilsausgleich werden ergriffen, um negative, ein-
schränkende Folgen einer Beeinträchtigung bei der Ausübung von Aktivitä-
ten, die für die Ausbildung der betroffenen Personen erforderlich sind, auf-
zuheben oder zu reduzieren (Kap. 3.2). Diese Massnahmen können in allen 
Lernsituationen und bei Prüfungen zum Einsatz kommen. Dabei umfasst 
der Begriff der Lernsituation nicht nur das Lernen während der Präsenzzeit 
am Ausbildungsort (Teilnahme am Unterricht oder an der Vorlesung, Einzel- 
oder Gruppenarbeit, Präsentationen usw.), sondern meint auch das Lernen 
ausserhalb der Präsenzzeit bei Hausaufgaben, Prüfungsvorbereitung usw. 
Zu den Lernsituationen gehören auch alle Prüfungssituationen: 
•	 mündliche Prüfungen (in Form von Interviews, Präsentationen, Rollen-

spielen usw.) und schriftliche Prüfungen (Aufsätze, Frage-Antwort- und 
Multiple-Choice-Prüfungen usw.) oder eine Kombination von beiden, 

•	 praktische, theoretische und kombinierte Prüfungen sowie 
•	 Prüfungen und Tests, deren Resultate für den Übergang auf eine höhere 

Bildungsstufe (Promotion/Qualifikation oder Zuweisung an eine höhere 
Stufe) oder die Suche nach einer Lehr-, Praktikums- oder Arbeitsstelle 
relevant sind.

5.3		  Arten von Massnahmen

Nachteilsausgleichsmassnahmen sind Anpassungen der Bedingungen, unter 
denen das Lernen und die Prüfungen stattfinden, ohne Anpassung der Lern-
ziele. Es geht also um formale Anpassungen im Unterschied zu inhaltlichen 
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Anpassungen (Kap. 3.4). Anspruch darauf haben Menschen, die in ihrer Aus-
bildung aufgrund einer Beeinträchtigung mit Schwierigkeiten konfrontiert 
sind. Die Massnahmen zum Nachteilsausgleich müssen der Situation ange-
messen sein, deshalb sind sie auf eine Einzelperson zugeschnitten (Kap. 4: 
II. Passung zur individuellen Situation).
	 Die nachfolgend aufgeführten Anpassungen von Lern- und Prüfungsbe-
dingungen haben sich in der Praxis als wirksam erwiesen, um Benachteili-
gungen auf allen Bildungsstufen auszugleichen:
•	 räumliche Anpassungen: beispielsweise ein besonderer Arbeitsplatz im 

Klassenzimmer, im Vorlesungsaal und/oder bei Prüfungen, bei Bedarf in-
dividuell angepasst, die Durchführung der Prüfung in einem separaten 
Raum

•	 zeitliche Anpassungen: beispielsweise zusätzliche oder längere Pausen, 
die Verlängerung der Prüfungsdauer oder der Abgabefrist für Hausarbei-
ten sowie ab Sekundarstufe II auch der Ausbildungsdauer, die Aufteilung 
der Prüfung in mehrere, zeitlich begrenzte Sequenzen

•	 Anpassungen der Prüfungsmodalität: beispielsweise mündliche statt 
schriftlicher Prüfung oder umgekehrt oder eine Kombination von münd-
licher und schriftlicher Prüfung

•	 Bereitstellung von angepassten Lern- und Prüfungsunterlagen mit der 
Möglichkeit, die Aufgaben oder Prüfungsantworten im gleichen Format 
einreichen zu dürfen: beispielsweise kontrastreiche Unterlagen, ohne stö-
rende Bilder, Dokumente in barrierefreiem digitalem Format, klar struk-
turierte Informationen, Hervorhebung der wichtigen Informationen

•	 Verwendung von analogen oder digitalen Hilfsmitteln: beispielsweise 
Computer, Wörterbuch, Taschenrechner, assistierende Technologien (spe-
zielle Programme, Apps usw.) (Kap. 7.1.3)

•	 Individuell vereinbarte Verhaltensregeln: beispielsweise Erlaubnis, wäh-
rend der Lektion oder der Prüfung zu essen oder zu trinken, kurze Pau-
sen während der Prüfung, um aufzustehen, das Fenster zu öffnen oder 
sich auf einer Matratze hinzulegen

•	 Begleitung durch eine Drittperson: beispielsweise eine assistierende Per-
son, welche die Grafiken beschreibt oder reproduziert oder die von der ler-
nenden Person diktierten Texte schreibt, Dolmetscherinnen und Dolmet-
scher für Gebärdensprache
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Das Spektrum der möglichen Massnahmen ist also recht breit. Im Auftrag 
der Conférence latine de pédagogie spécialisée (CLPS)8 der Conférence inter-
cantonale de l’instruction publique de la Suisse romande et du Tessin (CIIP)9 
hat das SZH Informationsblätter für die obligatorische Schule verfasst, die 
auch mögliche Massnahmen zum Nachteilsausgleich bei verschiedenen Dia-
gnosen (nach ICD-10) und Arten von Beeinträchtigungen umfassen.10 Im Be-
reich der Berufsbildung listet der Bericht des Schweizerischen Dienstleis-
tungszentrums Berufsbildung SDBB (2013) beeinträchtigungsspezifische 
Massnahmen auf. Diese praxisorientierten Dokumente können als Orientie-
rung und Inspiration für andere Bildungsstufen dienen.

5.4		  Bestimmung der Massnahmen 

Die Form des Nachteilsausgleichs hängt von der jeweiligen Situation ab und 
ist fallweise zu bestimmen. Wie die Beispiele 7 bis 9 (S. 51 – 55) zeigen, spielen 
dabei zahlreiche Parameter eine Rolle. Dies bedeutet auch, dass es für jede Si-
tuation zwingend eine fachkundige Abklärung braucht, um geeignete Mass-
nahmen zum Nachteilsausgleich festzulegen. Der Austausch zwischen allen 
involvierten Akteuren ist unerlässlich, um jene Massnahmen zu wählen, die 
für die jeweilige Situation am geeignetsten sind. Dabei sollten sowohl die Fä-
higkeiten und das Entwicklungspotenzial der betroffenen lernenden Person 
als auch die Lernanforderungen der Ausbildung berücksichtigt werden. 
	 Auf allen Bildungsstufen ist die Klärung folgender Fragen für die Be-
stimmung der Massnahmen unabdingbar:
•	 Wann haben die Schwierigkeiten der lernenden Person in der Schule oder 

in der Ausbildung begonnen? 
•	 Wie haben sie sich gezeigt? In welchen Lernsituationen?
•	 Was wurde bisher unternommen, um die Schwierigkeiten anzugehen (pä-

dagogische und sonderpädagogische Massnahmen, Hilfsmittel, Therapien 
usw.)?

•	 Welche medizinische, psychologische oder sonderpädagogische Diagnose 
wurde gestellt? Welche Massnahmen zur Unterstützung oder Anpassung 
der Lernsituationen wurden in Gutachten und/oder Berichten der Fach-
personen empfohlen? 

8	 Konferenz für Sonderpädagogik der lateinischen Schweiz
9	 Interkantonale Konferenz des öffentlichen Schulwesens der Romandie und des Tessins
10	 SZH (o. J.). Schulung in Regelklassen – Informationsblätter für Lehrpersonen, https://www.szh.ch/de/projekte/ 

projektauftraege/informationsblaetter-fuer-lehrpersonen
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•	 Wurde bereits eine auf die vorliegende Beeinträchtigung spezialisierte Be-
ratungsstelle konsultiert? Wäre es notwendig, dies zu tun? 

•	 Wurde bereits ein Antrag auf Hilfsmittel oder andere Leistungen bei der 
zuständigen IV-Stelle gestellt? Wäre es notwendig, dies zu tun? 

•	 Bei welchen Aktivitäten zeigt sich aktuell die Beeinträchtigung? In wel-
chen Momenten des Lernens? In welcher Art von Prüfungen? 

•	 Welche Arten von Unterstützung/Massnahmen und Hilfsmittel haben 
sich in der Vergangenheit als hilfreich erwiesen? Nehmen die Schwierig-
keiten unter bestimmten Bedingungen zu? 

•	 Welches sind die Anforderungen der Schulstufe oder der gewählten Aus-
bildung? Welche Ziele müssen die Lernenden erreichen? 

•	 Gab es an der betreffenden Schule oder Ausbildungsinstitution bereits 
vergleichbare Fälle, auf die man sich stützen könnte? Wäre eine Weiter-
bildung und/oder spezialisierte Beratung für die Schule oder Ausbildungs-
institution nötig? 

•	 Über welche Infrastruktur und materiellen Ressourcen verfügt die Bil-
dungsinstitution (Räumlichkeiten, Personal, technische Ausrüstung 
usw.)? Was müsste noch organisiert oder eingerichtet werden? Wie wäre 
das zu finanzieren? 

•	 Welche an der Schule oder an der Ausbildungsinstitution ausgeübten pä-
dagogischen Praktiken (z. B. Differenzierung im Unterricht) oder Mass-
nahmen für alle Lernenden (z. B. Online-Prüfungen) könnten im fragli-
chen Fall die Folgen der Beeinträchtigung mildern? 

•	 Wie ergänzen sich diese Praktiken und Massnahmen? Ermöglichen sie 
durch ihr Zusammenspiel, den Nachteil der lernenden Person in angemes-
sener Weise zu kompensieren?

•	 Für die nachobligatorische Bildung: Welche Kompetenzen sind für wei-
terführende Schulen oder für die Berufsausübung erforderlich?

Beispiel 7: Veränderung der Massnahmen im Verlauf der Ausbildung
Ausgangslage (Unterstufe): Sebastian ist in der zweiten Klasse der Primar-
schule. Seine Feinmotorik ist durch eine Dyspraxie beeinträchtigt, die 
sich in allen Tätigkeiten manifestiert, die das Schreiben oder das Ausfüh-
ren von Gesten mit oder ohne Hilfsmittel beinhalten. Diese Schwierigkei-
ten widerspiegeln sich in der Qualität seines Outputs (Handschrift, Zeich-
nungen usw.) und in seinem langsamen Arbeitsrhythmus. Die Dyspraxie 
beeinträchtigt Sebastian auch bei Arbeiten, die ein räumliches Vorstel-
lungsvermögen erfordern, insbesondere in der Geometrie.
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Folgende Anpassungen und Unterstützungsmassnahmen werden für Se-
bastian beschlossen: 

•	 Notizen im Unterricht: Als Ergänzung stellt ihm die Lehrerin schrift-
liche Unterlagen zu Verfügung.

•	 Übungen werden von der Schulischen Heilpädagogin angepasst: Se-
bastian erhält Lückentexte oder der Umfang bei repetitiven Texten 
wird reduziert.

•	 In der Geometrie hebt die Schulische Heilpädagogin die wichtigen 
Elemente der Figuren hervor und lässt Sebastian mit einem magneti-
schen Lineal arbeiten.

•	 Die Lehrerin ist tolerant gegenüber der Qualität des Schriftbildes und 
weiterer schriftlicher Ausdrucksformen (Grafiken, geometrische Figu-
ren usw.). 

Im Standortgespräch zum Schuljahresende wird beschlossen, dass Sebas-
tian einen Computer in gewissen Situationen verwenden sollte. Das Erler-
nen des Tastaturschreibens erfordert stetes Üben und die Unterstützung 
durch eine Ergotherapeutin. 
	 Entwicklung (Oberstufe): Sebastian ist nun in der siebten Klasse. Er 
beherrscht das Schreiben auf der Tastatur und benutzt den Computer in 
allen Fächern und Situationen, in denen er in irgendeiner Form Text pro-
duzieren muss. Da er langsam schreibt und dabei auch stark ermüdet, pro-
fitiert Sebastian bei Tests von 10 % Zusatzzeit. Dass er den Computer be-
nutzen darf, eröffnet ihm auch weitere Optionen: So ist er auch berech-
tigt, als Hilfe bei seinen Schwierigkeiten in der Geometrie ein spezifisches 
Computerprogramm zu benutzen.

Kommentar
•	 In der obligatorischen Schule können gewisse Massnahmen zur Ver-

meidung von Nachteilen aufgrund einer Beeinträchtigung bereits im 
Rahmen der sonderpädagogischen Unterstützung gewährt werden 
(Kap. 7.1). Eine gute Abstimmung unter allen betroffenen Personen ist 
dabei wichtig, auch um eine gute Koordination und Kohärenz im Ver-
lauf der Ausbildung sicherzustellen. 

•	 Die Massnahmen können sich im Laufe der Zeit verändern. Es ist des-
halb wichtig, regelmässig Bilanz zu ziehen. Die entscheidende Frage 
dabei ist, ab wann kompensiert werden soll. Um dies herauszufinden, 
ist unbedingt von den Ressourcen und dem Entwicklungspotenzial 
der lernenden Person auszugehen. 
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•	 Die digitalen Technologien bergen ein enormes Potenzial, um das Ler-
nen zu unterstützen und Nachteile auszugleichen, die mit einer Beein-
trächtigung verbunden sind.

Beispiel 8: Dyslexie und Bildungschancen
Start ins Gymnasium: Noah lebt mit einer Dyslexie, die sich beim Lesen 
(Lesegeschwindigkeit, Textverständnis) und beim Schreiben (Rechtschrei-
bung) manifestiert. Er braucht mehr Zeit beim Lesen und macht häufig 
orthografische Fehler. Beim Lesen und Schreiben benützt Noah die Arbeits-
techniken, die er sich in den Therapiestunden angeeignet hat. Dabei muss er 
sich stark konzentrieren. Wenn er ermüdet, macht er mehr Fehler als sonst. 
	 Zusammen mit seinen Eltern stellt Noah einen Antrag auf 30 % Zusatz-
zeit bei Textaufgaben (im Unterricht und bei Prüfungen). Da die Umsetzung 
dieser Massnahme einen grossen Organisationsaufwand für das Gymnasi-
um erfordern würde, wird folgende Kompromisslösung vereinbart:

•	 Noah erhält 10 % Zusatzzeit bei den schriftlichen Prüfungen.
•	 In den Sprachfächern darf Noah einen Computer mit Vorlese-, Text-

bearbeitungs- und Rechtschreibekorrekturprogrammen benutzen. 
Der Computer ist so programmiert, dass andere Optionen wie zum 
Beispiel ein Internetzugang nicht zur Verfügung stehen. 

•	 In den anderen Fächern fliessen die Rechtschreibefehler nicht in die 
Bewertung ein.

Maturaprüfungen: Die Schulleitung informiert Noah, dass er für die Ma-
turitätsprüfungen frühzeitig einen separaten Antrag auf Gewährung von 
Massnahmen stellen muss. Noah leitet die nötigen Schritte ein Jahr im Vo-
raus ein und bekommt 25 % Zusatzzeit zugesprochen und das Recht, ei-
nen Computer mit Rechtschreibekorrektur- und Wortvorhersagepro-
gramm für die schriftlichen Prüfungen in den Sprachfächern zu benutzen. 
	 Hochschule: Noah nimmt ein Studium in Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften auf. Den Antrag auf Massnahmen zum Nachteilsausgleich 
stellt er gleich bei seiner Immatrikulation. Es werden folgende Massnah-
men vereinbart: 

•	 Noah erhält 25 % Zusatzzeit bei schriftlichen Prüfungen mit Textpro-
duktion,

•	 33 % Zusatzzeit bei Multiple-Choice-Prüfungen und
•	 die Rechtschreibefehler im Zusammenhang mit der Dyslexie fliessen 

nicht in die Bewertung ein.
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Kommentar
•	 Für die Kompensation der Beeinträchtigung bei der Ausübung einer 

Aktivität können mehrere Massnahmen infrage kommen. Es ist wich-
tig, die beste Lösung für alle beteiligten Parteien zu finden. Wenn ei-
ne mögliche Lösung aus triftigen Gründen abgelehnt wird, sollte un-
bedingt eine passende Alternative vereinbart werden (Kap. 3.4.1). 

•	 Wenn die Selektion beginnt, das heisst beim Übergang in die Sekun-
darstufe I, sollte die aktuelle Problematik mit den möglichen Bil-
dungswegen in Beziehung gesetzt werden. Natürlich ist es wichtig, 
korrekt schreiben zu lernen. Man muss aber auch bedenken, dass 
Menschen mit Dyslexie immer Rechtschreibfehler machen werden. 
Wirklich zählt in diesen Fällen, dass sie die Möglichkeit erhalten, ihr 
Potenzial zu entfalten, indem sie sich die notwendigen Kenntnisse für 
die nächste Ausbildungsstufe oder einen Beruf aneignen können 
(Kap. 3.4.2).

•	 Die Massnahmen werden den Ausbildungsgängen beziehungsweise 
Fächern angepasst. Die Rechtschreibung ist dort zu berücksichtigen, 
wo sie Teil des Ausbildungsziels ist. Hingegen geht es nicht an, die ler-
nende Person für ihre Dyslexie in denjenigen Fächern zu sanktionie-
ren, in denen die Rechtschreibung keine zentrale Rolle spielt. Gleiches 
gilt auch für die Benutzung eines Taschenrechners bei Dyskalkulie 
oder einer Tastatur bei Dyspraxie. 

•	 Noah braucht mehr Zeit bei der Lösung der Aufgaben nicht nur in der 
Schule, sondern auch beim Lernen zuhause. Das Beispiel zeigt, dass 
Lernende mit einer Beeinträchtigung mehr Zeit in ihre Schul- oder Be-
rufsbildung bzw. in ihr Studium investieren müssen. 

Beispiel 9: Zielführende Lösungen 
Maria lebt mit einer Autismus-Spektrum-Störung. Sie studiert Biologie 
und hat gerade an eine neue Universität gewechselt. An ihrer ehemaligen 
Universität konnte sie von einem Drittel Zusatzzeit bei allen Prüfungen 
profitieren. Diese Massnahme war Maria automatisch gewährt worden, 
obschon sie sie nicht brauchte. 
	 Die erneute Abklärung der Situation weist auf ihr Bedürfnis nach kla-
ren Strukturen hin, auf ihre Schwierigkeiten, sich in neuen Situationen 
und in sozialen Interaktionen zurechtzufinden, sowie auf ihre Konzent-
rationsschwierigkeiten, wenn zu viel Lärm herrscht.



55

An der neuen Universität einigt man sich auf folgende Massnahmen:
•	 Maria kann vor Semesterbeginn alle Kurs- und Laborräume besichti-

gen und es steht ihr zu, einen geeigneten Arbeitsplatz zu reservieren.
•	 Sie erhält die Unterstützung einer persönlichen Assistenz, sprich ei-

ner Mitstudentin im gleichen Studiengang, die dafür angestellt ist, 
Maria die Informationen zur Organisation des Studienprogramms 
schriftlich klar zu kommunizieren.

•	 Maria erhält im Voraus Informationen zum Prüfungsablauf.
•	 Sie kann ihre Prüfungen in einem kleinen und ruhigen Raum schrei-

ben. Da die Universität nur über eine begrenzte Anzahl von Räum-
lichkeiten verfügt, wird vereinbart, dass ein Mitarbeiter des zuständi-
gen Departements Maria sein Büro zur Verfügung stellt (das sie mit 
einem ebenfalls in den Prüfungen stehenden Mitstudenten teilt) und 
dabei die Aufsicht übernimmt.

Kommentar
Die automatische Zuweisung von Massnahmen zum Nachteilsausgleich je 
nach diagnostizierter Beeinträchtigung ist aus zwei Gründen nicht emp-
fehlenswert: Erstens sind die Massnahmen nicht auf die Situation der ler-
nenden Person abgestimmt und zweitens hat die lernende Person, welche 
diese Massnahmen gar nicht braucht, einen Vorteil gegenüber anderen 
Lernenden.
	 Ausserdem verlangt die Gewährung von Massnahmen Kreativität und 
Flexibilität, wie in diesem Beispiel mit den zur Verfügung gestellten 
Räumlichkeiten und der persönlichen Assistenz zu sehen ist. 

5.5		  Fragen aus der Praxis

Frage 4: Ab wann greift man in der obligatorischen Schulzeit auf  
Massnahmen zum Nachteilsausgleich zurück? 
In der obligatorischen Schulzeit ist die Palette an Massnahmen für Kinder 
mit besonderem Bildungsbedarf und/oder mit einer Beeinträchtigung breit-
gefächert (Kap. 7). Diese Frage sollte deshalb differenziert nach Setting und 
Art der Beeinträchtigung angegangen werden. 
	 Beispielsweise kann ein Schüler in einer Regelklasse, der Schwierigkei-
ten in Mathematik hat, von der Lehrperson mittels Differenzierung im Un-
terricht unterstützt werden. Er kann aber auch von sonderpädagogischen 
Massnahmen durch eine Schulische Heilpädagogin oder einen Schulischen 
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Heilpädagogen profitieren. Auch ein Nachteilsausgleich kann in Betracht ge-
zogen werden. Alles hängt von der Situation ab. Das Wichtigste ist, dass die 
Massnahmen dem Schüler und seinem Umfeld (Schule, Zuhause) wie auch 
der Situation (zum Beispiel Lernkontrolle oder Hausaufgaben) angemessen 
sind, dass sie regelmässig überprüft und von allen involvierten Beteiligten 
getragen werden. Das setzt voraus, dass die kantonalen Behörden zuvor ent-
sprechende Rahmenbedingungen geschaffen haben. 
	 Eine lernende Person mit einer progressiven Sehbehinderung (gegen-
wärtig mittelschwer), die einen Computer mit einem Sprachausgabepro-
gramm und/oder Vergrösserungssoftware als Hilfsmittel zum Lesen und 
Schreiben verwendet, benötigt Lern- und Prüfungsunterlagen in einem an-
gepassten digitalen Format. Sie wird Prüfungen mit seinem eigenen Compu-
ter absolvieren und möglicherweise mehr Zeit benötigen, um die Aufgaben 
zu lösen. In einer Sonderschule würden solche Massnahmen als individuel-
le Förderung (Differenzierung) gewertet, während sie aktuell in einer Regel-
schule als Nachteilsausgleich gelten. 

5.6		  Das Wichtigste in Kürze

•	 Ein Nachteilsausgleich kann während des gesamten Bildungswegs zum 
Zug kommen, in jeder Lernsituation und auch bei Prüfungen. Eine Lern-
situation ist eine Situation, in der ein Lernprozess stattfindet, ob inner-
halb oder ausserhalb der Bildungsinstitution. 

•	 Mit steigendem Bildungsniveau wird der Nachteilsausgleich aufgrund des 
zunehmenden Leistungsdrucks (Selektion) immer wichtiger, gerade auch, 
weil immer weniger andere Unterstützungsmöglichkeiten zur Verfügung 
stehen (Kap. 7). 

•	 Massnahmen zum Nachteilsausgleich können verschiedene Formen an-
nehmen. Sie sind immer individuell auf eine Person zugeschnitten, wobei 
ihre Wahl von der jeweiligen Situation abhängt und fallweise zu treffen 
ist (Kap. 4: II. Passung zur individuellen Situation). Aus diesem Grund ist 
es nicht zielführend, Massnahmen allein aufgrund einer Diagnose zu ge-
währen (lineare Attribution).

•	 Der Bedarf an Unterstützung und Anpassungen der lernenden Person 
hängt von den Anforderungen des jeweiligen Faches, Ausbildungsganges 
oder Berufes ab und verändert sich mit der Zeit. Aus diesem Grund ist es 
notwendig, die gewährten Massnahmen regelmässig zu überprüfen. 
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6		  Verfahren, Akteure und Übergänge 

Massnahmen zum Nachteilsausgleich sind individuelle Massnahmen, die 
fallweise bestimmt werden müssen. Sie können eine Mobilisierung von zu-
sätzlichen Ressourcen erfordern. Bei Lernenden in Situationen von Behinde-
rung, die per definitionem dauerhaft sind, wird sich die Frage nach Nach-
teilsausgleich während der gesamten Bildungskarriere stellen. Ein klar defi-
niertes und kommuniziertes Verfahren, eine sachdienliche Kommunikation 
zwischen allen involvierten Personen und eine sorgfältige Begleitung der Ler-
nenden – insbesondere bei Übergängen – tragen in hohem Masse dazu bei, 
die Chancengleichheit für alle Lernenden sicherzustellen.

6.1		  Verfahren und involvierte Akteure 

Auch wenn die Rahmenbedingungen und Akteure je nach Bildungsstufe und 
Ausbildungsgang unterschiedlich sind, kristallisieren sich – aufbauend auf 
den in den vorangegangenen Kapiteln dargestellten Voraussetzungen (Kap. 3) 
und Prinzipien (Kap. 4) – folgende sechs gemeinsamen Schritte im Verfahren 
für die Gewährung von Massnahmen zum Nachteilsausgleich heraus:

I.	 Information über den Nachteilsausgleich
II.	 Abklärung der individuellen Situation
III.	Beantragung der Massnahmen
IV.	 Entscheidung und Kommunikation der Massnahmen
V.	 Umsetzung der Massnahmen
VI.	regelmässige Evaluation 

I. Information über den Nachteilsausgleich durch die Schulen und Ausbil-
dungsinstitutionen 
Die Schule respektive die Ausbildungsinstitution muss klar über die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme von Massnahmen zum Nachteilsausgleich in-
formieren. Dies kann über ihre Webseite und an Informationsveranstaltun-
gen für Eltern und/oder Lernende erfolgen. Folgende Fragen sollten geklärt 
werden: 
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•	 Wer ist anspruchsberechtigt und welche Rechte und Pflichten bringt der 
Anspruch auf Nachteilsausgleich mit sich? 

•	 Was sind die in diesem Bereich geltenden Vorschriften innerhalb der 
Schule respektive Ausbildungsinstitution und auf übergeordneter Ebene?

•	 Welche Schritte müssen innerhalb der Schule respektive Ausbildungsin-
stitution unternommen werden? Wie lauten die Kontaktdaten der An-
sprechperson(en) für Lernende mit Behinderung? Welche Fristen sind 
einzuhalten? 

Die Bereitstellung dieser Informationen setzt voraus, dass die Schule oder 
Ausbildungsinstitution sich mit der Gewährung der Massnahmen zum Nach-
teilsausgleich auseinandergesetzt hat. Eine institutionelle Verankerung des 
Nachteilsausgleichs durch die Einführung einer entsprechenden Klausel in 
den internen Reglementen ist zu empfehlen. 

II. Abklärung der individuellen Situation 
Eine fachkundige Abklärung der Situation ist entscheidend für eine gerech-
te Umsetzung des Nachteilsausgleichs. In der Praxis treten zwei Mustersitu-
ationen auf: 
•	 Die lernende Person wechselt die Ausbildungsinstitution oder die Bil-

dungsstufe. Ihre Beeinträchtigung und deren Auswirkungen auf bil-
dungsrelevante Aktivitäten sind bekannt. In diesem Fall kann man die Er-
fahrungen der lernenden Person und die bestehenden Dokumente in die 
Abklärung der aktuellen Situation einbeziehen.

•	 Die Auswirkungen der Beeinträchtigung der lernenden Person werden im 
Rahmen ihrer Ausbildung zum ersten Mal ersichtlich. Es handelt sich in 
der Regel um unsichtbare Beeinträchtigungen (Dyslexie, ADHS, chroni-
sche Krankheiten, aber auch leichte Sehbehinderungen usw.), die sich bei 
veränderten Lernanforderungen manifestieren. Die ersten Anzeichen 
können sich sekundär äussern, zum Beispiel starkes Ermüden oder Kon-
zentrationsschwierigkeiten. 

Das ICF-Modell von Behinderung (Kap. 3.1 und 3.2) liefert eine gute Grund-
lage, um die Ziele der Abklärung und das Zusammenwirken der involvier-
ten Akteure zu verstehen. Im Zentrum steht eine lernende Person mit einer 
Behinderung gemäss Definition im BehiG Art. 2 Abs. 1, die mit einem gesund-
heitlichen Problem und / oder einer Funktionsbeeinträchtigung lebt (vgl.  
dazu Abb. 3). Die Beeinträchtigung wirkt sich einschränkend auf die Aus-
übung verschiedener bildungsrelevanter Aktivitäten aus, wodurch die Parti-
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zipation dieser Person erschwert wird. Dieser Nachteil muss mit verschiede-
nen individuellen Massnahmen kompensiert werden, darunter fallen Anpas-
sungen der Lern- und Prüfungsbedingungen (Nachteilsausgleichsmassnah-
men). Je barrierefreier die Infrastruktur und Lernbedingungen an der 
Ausbildungsinstitution sind, desto weniger individuelle Massnahmen sind 
erforderlich.

Die Ziele der Abklärung umfassen:
•	 die Identifizierung der Auswirkungen des gesundheitlichen Problems 

und/oder der Funktionsbeeinträchtigung auf bildungsrelevante Aktivitä-
ten im Hinblick auf die Lernanforderungen und die Ausbildungs-/Prü-
fungsziele,

•	 die Besprechung des angemessenen Unterstützungs- und/oder Anpas-
sungsbedarfs (u. a. Nachteilsausgleichsmassnahmen) sowie der Hilfsmit-
tel, die eingesetzt werden können,

•	 die Besprechung der Umsetzung der Massnahmen an der Ausbildungsin-
stitution.



60

A
us

bi
ld

un
gs

in
st

it
ut

io
n

m
it 

ih
re

n 
Re

ss
ou

rc
en

ex
te

rn
e 

A
nb

ie
te

r

Ko
m

pe
ns

at
io

n 
du

rc
h

M
as

sn
ah

m
en

 in
 d

er
Bi

ld
un

g,
 d

ar
un

te
r

N
ac

ht
ei

ls
au

sg
le

ic
h,

Ei
ns

at
z 

vo
n 

H
ilf

sm
itt

el
n 

 
 

 
 

G
es

un
dh

ei
ts

pr
ob

le
m

un
d/

od
er

 F
un

kt
io

ns
-

be
ei

nt
rä

ch
tig

un
g

 
   

A
us

w
irk

un
ge

n
au

f b
ild

un
gs

re
le

va
nt

e
A

kt
iv

itä
te

n

er
sc

hw
er

te
 P

ar
tiz

ip
at

io
n

in
 A

nb
et

ra
ch

t 
de

r
Le

rn
an

fo
rd

er
un

ge
n,

Bi
ld

un
gs

zi
el

e

N
ac

ht
ei

l (
=

 in
di

vi
du

el
le

r
Be

da
rf

 a
n 

M
as

sn
ah

m
en

),
de

r 
ko

m
pe

ns
ie

rt
 w

er
de

n
m

us
s 

   

le
rn

en
de

Pe
rs

on
 

     

I. 
In

fo
rm

at
io

n 
üb

er
 N

ac
ht

ei
ls

au
sg

le
ic

h 

III
. B

ea
nt

ra
gu

ng
 d

er
 M

as
sn

ah
m

en
 

II
. A

bk
lä

ru
ng

 d
er

in
di

vi
du

el
le

n 
Si

tu
at

io
n

lie
fe

rt
 e

in
en

 Ü
be

rb
lic

k 
üb

er
: 

•
di

e 
A

us
w

irk
un

ge
n 

de
r 

Be
ei

nt
rä

ch
tig

un
g 

in
 d

er
 

Sc
hu

le
 / 

A
us

bi
ld

un
g

de
n 

in
di

vi
du

el
le

n 
Be

da
rf

an
 M

as
sn

ah
m

en
   

• IV
. E

nt
sc

he
id

un
g 

un
d 

Ko
m

m
un

ik
at

io
n 

V.
 U

m
se

tz
un

g 

VI
. r

eg
el

m
äs

si
ge

 E
va

lu
at

io
n 

Ve
rf

ah
re

ns
sc

hr
itt

e

Ko
m

pe
ns

at
io

n
du

rc
h 

M
as

sn
ah

m
en

ex
te

rn
er

 A
nb

ie
te

r:
Th

er
ap

ie
n,

 w
ei

te
re

un
te

rs
tü

tz
en

de
 D

ie
ns

te
,

Le
is

tu
ng

en
 d

er
 IV

 e
tc

.

Abbildung 3: Die Abklärung der individuellen Situation nach dem ICF-Modell
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Es ist wichtig, dass sämtliche Akteure mit Erfahrung und Expertise in die-
sem Bereich in die Abklärung der Situation eingebunden werden. Je nach Si-
tuation können folgende Personen einen Beitrag leisten:
•	 Lernende und/oder ihre Eltern, welche ihre bisherigen Erfahrungen ein-

bringen können in Bezug auf die Auswirkungen des Gesundheitspro-
blems oder der Beeinträchtigung, Massnahmen in der Schule, Therapien, 
Hilfsmittel, weitere unterstützende Dienste und eventuell die Leistungen 
der IV,

•	 Fachpersonen der Medizin und (Neuro-)Psychologie, welche die medizini-
sche und/oder neuropsychologische Diagnose erstellen und nicht nur 
Kenntnisse über das gesundheitliche Problem oder die Beeinträchtigung 
haben, sondern sich auch auskennen mit Auswirkungen der Beeinträchti-
gung auf bildungsrelevante Aktivitäten, Hilfsmittel, Therapien, weitere 
unterstützende Dienste und Leistungen der IV,

•	 Fachpersonen spezialisierter (externer) Zentren (z. B. Audiopädagogik, 
Low Vision, Logopädie), die über behinderungsspezifisches Wissen ver-
fügen und Erfahrung haben mit den Auswirkungen bestimmter Beein-
trächtigungen auf bildungsrelevante Aktivitäten, spezifisch darauf zuge-
schnittenen Hilfsmitteln und Therapien sowie mit den Abklärungen bei 
der IV,

•	 Ansprechperson für Massnahmen zum Nachteilsausgleich an der Ausbil-
dungsinstitution oder Lehrpersonen und heilpädagogische Fachpersonen 
mit Erfahrung, welche die Anforderungen der Ausbildung, insbesondere 
der Lern- und Prüfungsziele, und der Lernbedingungen innerhalb der 
Ausbildungsinstitution kennen sowie eventuell Erfahrung mit vergleich-
baren Situationen haben. 

Die Ergebnisse der Abklärung fliessen in den Antrag für Nachteilsausgleichs-
massnahmen ein. Falls auch andere Massnahmen in Frage kommen, wie zum 
Beispiel Logopädie-Therapie bei Dyslexie oder spezielle Hilfsmittel bei Seh-
beeinträchtigung, werden die notwendigen Schritte parallel dazu angeleitet.

III. Beantragung der Massnahmen zum Nachteilsausgleich
Es ist Aufgabe der Eltern oder der lernenden Person selbst (bei Volljährig-
keit), den Antrag bei der für Nachteilsausgleich zuständigen Instanz recht-
zeitig einzureichen. Das Antragschreiben muss klar und verständlich die Si-
tuation der lernenden Person wiedergeben und die in Frage kommenden 
Massnahmen zum Nachteilsausgleich nachvollziehbar und begründet dar-
stellen. Dabei sollten die verwendeten Hilfsmittel benannt und kurz erklärt 
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werden. Dem Antrag sind folgende Dokumente beizulegen: das fachmedizi-
nische oder psychologische Gutachten, das bestimmte Kriterien erfüllen 
muss (vgl. Frage 5, S. 67), Bescheinigungen therapeutischer Betreuung und/
oder jeglicher anderer bisher erfolgter unterstützender Massnahmen sowie 
die Dokumentation allfälliger Leistungen der IV. 
	 Es hat sich als hilfreich erwiesen, wenn noch vor der Beantragung der 
Massnahmen ein Beratungsgespräch mit der für den Nachteilsausgleich ver-
antwortlichen Person oder Fachstelle an der Ausbildungsinstitution stattfin-
det. In diesem Gespräch sollten unter anderen die Möglichkeiten der Umset-
zung der Massnahmen an der Ausbildungsinstitution sowie die erforderli-
chen Ressourcen erörtert werden. Das Ergebnis des Gesprächs kann in einem 
Bericht oder in einer Stellungnahme festgehalten und dem Antrag beigelegt 
werden. Diese Situation tritt in der Regel ab der Sekundarstufe II ein. Bei der 
Fachstelle Studium und Behinderung der Universität Zürich, die Pionierarbeit 
im Bereich des Nachteilsausgleichs auf Tertiärstufe geleistet hat, ist der indi-
viduelle Unterstützungs- und Anpassungsbedarf in einer zwischen der stu-
dierenden Person und der Fachstelle verfassten Vereinbarung festgehalten 
(Meier-Popa, 2012). Auf anderen Bildungsstufen kann die Besprechung von 
Massnahmen für Nachteilsausgleich in bestehenden Gremien stattfinden, 
wie zum Beispiel das Schulische Standortgespräch während der obligatori-
schen Schulzeit. 
	 Da zusätzliche Informationen von Fachpersonen der Medizin, Psycholo-
gie usw. angefordert werden können, ist es oft notwendig, die Zustimmung 
der Lernenden oder ihrer Eltern einzuholen, um diese Personen von ihrer 
Schweigepflicht zu entbinden. Dies kann während des Beratungs- respektive 
Standortgesprächs oder im nächsten Schritt erfolgen.

IV. Entscheidung und Kommunikation 
Zuständig für die Prüfung des Antrags und die Entscheidung ist die Institu-
tionsleitung oder die verantwortliche Stelle innerhalb der Institution. Die 
Entscheidung ist schriftlich festzuhalten und der antragstellenden Person 
sowie den für die Umsetzung verantwortlichen Personen mitzuteilen.
	 Wird der Antrag gutgeheissen (vgl. Abb. 4), muss das Genehmigungs-
schreiben einen kurzen Abriss der Situation (Diagnose und Auswirkungen) 
sowie Informationen über die zugesprochenen Massnahmen, ihre Gültig-
keitsdauer, ihre Umsetzung (In welchen Situationen kommen sie zum Zug? 
Wer ist verantwortlich? usw.) sowie ihre Überprüfung (Zeitpunkt, involvier-
te Personen usw.) enthalten. Auch die Modalitäten der Kommunikation rund 
um die Nachteilsausgleichsmassnahmen (Welche Informationen werden 
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kommuniziert? Wem? usw.) müssen in dem Schreiben klar definiert sein. 
Aus Gründen des Datenschutzes und des Rechts auf Schutz der Persönlich-
keit (BV Art. 13; DSG, VDSG) bedarf diese Kommunikation in jedem Fall der 
Zustimmung der betroffenen Person und falls nötig ihrer Eltern. 
	 Die Kommunikation muss der Situation angemessen sein. Die bei der 
Umsetzung der Massnahmen involvierten Personen erhalten diejenigen In-
formationen über den Fall, die für die Ausführung ihrer Aufgabe notwendig 
sind und die ihnen verhelfen, die Situation der betroffenen Lernenden zu 
verstehen. Diese Personen unterliegen der Schweigepflicht. Die Information 
an andere Fachpersonen der Institution sowie an Kommilitoninnen und 
Kommilitonen sollte sachlich sein und auf die Diagnose und ihre Auswir-
kungen fokussieren. Es gilt der Grundsatz: so wenig wie möglich und so viel 
wie nötig (Kap. 4: VII. Kommunikation und Datenschutz). 
	 Im Falle einer Ablehnung einiger oder aller beantragter Massnahmen 
müssen dafür triftige Gründe geltend gemacht und schriftlich ausgeführt 
werden. Es bedarf einer Verfügung mit Rechtsmittelbelehrung. Ausserdem 
sollten bei einer Ablehnung immer andere Massnahmen vorgeschlagen wer-
den (Kap. 5.4: Beispiel 8: Dyslexie und Bildungschancen).

V. Umsetzung 
Die Umsetzung der Massnahmen unterscheidet sich je nach Bildungsstufe. 
Grundsätzlich tragen eine klare Kommunikation und gut definierte Zustän-
digkeiten zu einer reibungslosen Umsetzung bei. Zahlreiche behinderungs-
spezifische Beratungsstellen stehen den umsetzenden Lehrpersonen bei Fra-
gen zur Verfügung. Hilfreich kann auch der Besuch von Weiterbildungen 
sein zu bestimmten Themen wie zum Beispiel Dyslexie, die mittlerweile von 
den Pädagogischen Hochschulen angeboten werden. 

VI. Regelmässige Evaluation 
Sowohl der Bedarf an Massnahmen zum Nachteilsausgleich der Lernenden 
als auch die zur Verfügung stehenden Ressourcen wie zum Beispiel die di-
gitalen Mittel verändern sich im Laufe der Zeit (Kap. 5.4: Beispiel 7: Verän-
derung der Massnahmen im Verlauf der Ausbildung). Entsprechend müssen 
die Massnahmen regelmässig evaluiert und bei Bedarf aktualisiert werden. 
Diese periodischen Überprüfungen erfolgen in der Regel in der Mitte des 
Schuljahres, nach dem ersten Semester und/oder am Ende des Schul- oder 
Studienjahres.
	 Die Basis für die Überprüfung der Massnahmen ist das Genehmigungs-
schreiben. Darin werden die Gültigkeitsdauer der Massnahmen, der Zeit-
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punkt ihrer Überprüfung und die involvierten Personen (Verantwortlichkei-
ten) festgehalten. Die Kriterien für die Evaluation lehnen sich an die Para-
meter zur Bestimmung von angemessenen Massnahmen an (Kap. 5.4). 
Grundsätzlich müssen bei der Evaluation folgende Fragen geklärt werden: 
•	 Welche Massnahmen, Organisations- oder Kommunikationsmodalitäten, 

Lernstrategien usw. haben sich als erfolgreich erwiesen? 
•	 Mit welchen Schwierigkeiten waren die involvierten Akteure bei der Um-

setzung der Massnahmen konfrontiert? 
•	 Welche Veränderungen sind in Bezug auf die Beeinträchtigung und ihre 

Auswirkungen, die Hilfsangebote, die Arbeitstechniken, die Lernstrategi-
en und die mit der Ausbildung verbundenen Anforderungen erfolgt? Und 
welche sind in nächster Zeit zu erwarten? 

•	 Ist die Kommunikation zwischen allen Beteiligten im Zuge der Umset-
zung zufriedenstellend verlaufen? 

•	 Welche Informationen werden noch benötigt? Was bleibt noch zu organi-
sieren? 

Die Resultate der periodischen Evaluation werden in einem Dokument 
schriftlich festgehalten, das von allen Beteiligten unterzeichnet wird.
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Abbildung 4: Übersicht über das Verfahren für die Gewährung von Massnahmen zum  

Nachteilsausgleich (wichtige Dokumente und Akteure) 
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6.2		  Übergänge

Eine besondere Herausforderung sind die Übergänge von einer Institution 
zur anderen und zwischen den Bildungsstufen. Eine gute Zusammenarbeit 
und eine klare Kommunikation zwischen den involvierten Personen ist die 
Basis für einen positiven Verlauf. Da persönliche Gesundheitsdaten höchst 
sensible Informationen enthalten, ist es den Lernenden oder ihren Eltern 
vorbehalten, beim Übergang diese Daten der neuen Institution zu übermit-
teln und einen neuen Antrag zu stellen. Mit dem Recht auf Nachteilsaus-
gleich geht auch die Pflicht einher, die Notwendigkeit eines solchen zu mel-
den (Kap. 3.3: III. Zeitliche Einreichung des Antrags).
•	 Wenn die für das Verfahren zuständige Instanz gleich bleibt, etwa bei ei-

nem Übergang von einer Bildungsstufe in die nächste innerhalb der glei-
chen Schule, reicht ein Treffen zwischen der lernenden Person, ihren El-
tern und den ehemals und neu involvierten Personen, um eine gute Be-
gleitung während des Übergangs sicherzustellen.

•	 Liegt ein Schulwechsel innerhalb der gleichen Bildungsstufe oder von ei-
ner Bildungsstufe zur nächsten vor, zum Beispiel von der Sekundarstufe I 
zur Sekundarstufe II, wird eine neue individuelle Abklärung notwendig, 
da sich die Lernanforderungen und -bedingungen ändern werden. Da die 
Frist für die Einreichung eines Antrags zwischen 6 und 24 Monaten liegt, 
ist es empfehlenswert, sich früh genug darum zu kümmern. 

•	 Der Einbezug der Informationen über Massnahmen zum Nachteilsaus-
gleich und deren Evaluation, die man von der alten Ausbildungsinstitution 
erhalten hat, kann für die neue Abklärung hilfreich sein. Deshalb sollten 
diese Informationen von der lernenden Person und oder seinen Eltern 
dem neuen Antrag beigelegt werden.

Vor dem Abschluss der Ausbildung wird empfohlen, die lernende Person an-
gemessen zu informieren, dass sie für die Beantragung von Massnahmen in 
weiterführenden Ausbildungsinstitutionen verantwortlich ist. Eine weitere 
Empfehlung, diesmal an die lernende Person, betrifft die Kontaktpflege mit 
den medizinischen, psychologischen oder therapeutischen Fachpersonen, 
die oft über die Übergänge hinaus für die weitere Betreuung sorgen und bei 
weiteren Abklärungen hilfreich sein könnten.
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6.3		  Fragen aus der Praxis 

Frage 5: Was muss das für den Antrag auf Massnahmen zum Nachteils-
ausgleich erforderliche Gutachten enthalten und wie lange ist es gültig? 
Der Zweck des Gutachtens besteht darin, die Notwendigkeit der behinde-
rungsbedingten Anpassungen (Nachteilsausgleich) und weiteren Massnah-
men gegenüber der Ausbildungsinstitution nachvollziehbar und glaubhaft 
zu machen. Das Gutachten muss Anforderungen in Bezug auf die Gutachten 
erstellende Person, das Datum der Konsultation und der Erstellung sowie 
den Inhalt erfüllen.
•	 Das Gutachten muss von einer anerkannten Fachperson erstellt werden.
•	 Bezüglich der Gültigkeitsdauer des Gutachtens sind zwei Faktoren zu be-

rücksichtigen: der prognostizierbare Verlauf der Beeinträchtigung und 
die Anforderungen der gewählten Ausbildung. Das Gutachten kann als 
gültig betrachtet werden, solange die Auswirkungen der Beeinträchtigung 
voraussichtlich konstant und die Lernziele unverändert bleiben, sofern 
keine Veränderung bei der Arbeitstechnik oder betreffend Hilfsmittel ein-
tritt. Bei einem Übergang von einer Bildungsstufe zur nächsten, etwa von 
der obligatorischen Schule zum Gymnasium, ist die Erstellung eines neu-
en Gutachtens sinnvoll, das die veränderten Lernanforderungen berück-
sichtigt. 

•	 Schliesslich sind die Anforderungen an den Inhalt – insbesondere des ers-
ten Gutachtens – hoch, während sich die späteren Gutachten auf die In-
formationen des Erstdokuments beziehen können (im Sinne eines Ver-
laufsberichts). Nebst der medizinischen Diagnose, der Art und dem Schwe-
regrad der Beeinträchtigung muss das Gutachten deren Auswirkungen auf 
die Aktivitäten in der Schule oder im Studium und, falls relevant, auf 
andere Lebensbereiche beschreiben. Weiter muss es Informationen ent-
halten zum bisherigen Verlauf, zu den aktuellen Therapien und genutzten 
Hilfsmitteln und nach Möglichkeit auch zur erwarteten Prognose (stabil, 
progressiv, wiederkehrend usw.). Falls es um einen dauerhaften Zustand 
geht, sollte dies im Gutachten vermerkt werden. Wenn zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Gutachtens keine Aussagen über den Verlauf möglich sind, 
erweist sich ein Hinweis auf die Kontinuität der Therapie als hilfreich. Ein 
kurzer Folgebericht könnte dann von der Ausbildungsinstitution angefor-
dert werden. Empfehlungen für Nachteilsausgleichsmassnahmen durch 
die Instanz, welche das Gutachten verfasst, sind nur dann sinnvoll, wenn 
sie von professionellen Argumenten gestützt werden.
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Frage 6: Welche organisatorischen Bedingungen begünstigen positive  
Erfahrungen mit dem Nachteilsausgleich?
Förderlich für eine erfolgreiche Umsetzung der Massnahmen zum Nachteils-
ausgleich ist die Berücksichtigung folgender Punkte: 
•	 eine institutionelle Verankerung des Verfahrens für die Beantragung von 

Massnahmen zum Nachteilsausgleichs
•	 Klarheit über die Verantwortlichkeiten während des Verfahrens
•	 eine klare und geregelte Kommunikation zwischen den Akteuren
•	 Gewährleistung der Koordination aller Etappen des Verfahrens
•	 Sicherstellung der Zusammenarbeit innerhalb und ausserhalb der Ausbil-

dungsinstitution 
•	 Verbesserung der Kompetenzen der Ansprechperson innerhalb der Aus-

bildungsinstitutionen (dabei wäre es hilfreich, den Nachteilsausgleich 
nicht nur in speziellen Veranstaltungen, sondern auch in fachdidakti-
schen Weiterbildungen zu anderen Massnahmen zu thematisieren)

•	 eine klare Definition der Kriterien zur Bestimmung der Massnahmen und 
eine periodische Überprüfung derselben

•	 eine sinnvolle und zielführende Einteilung der Personalressourcen an der 
Ausbildungsinstitution

•	 Ermöglichung von Massnahmen auf struktureller Ebene, die der Mehrheit 
der Lernenden zugutekommen, zum Beispiel Differenzierung im Unterricht, 
Universal Design for Learning, bauliche und digitale Barrierefreiheit (Kap. 7)

Frage 7: Wie kann die Chancengerechtigkeit zwischen den Lernenden mit 
und jenen ohne Behinderung gewährleistet werden?
Wenn ein Verfahren auf den Grundsätzen des Nachteilsausgleichs basiert 
(Kap. 4), ist nicht nur die Wahrung von Chancengerechtigkeit zwischen Ler-
nenden mit und ohne Behinderung sichergestellt, man beugt auch der Stig-
matisierung der betroffenen Person vor. 
	 Bei der Festlegung und Bewertung von Massnahmen zum Nachteilsaus-
gleich wird die Beachtung der folgenden Punkte dazu beitragen, Ungerech-
tigkeiten gegenüber anderen Lernenden zu vermeiden: 
•	 die Einschränkungen durch die Funktionsbeeinträchtigung aufzeigen
•	 die Massnahmen klar definieren, regelmässig evaluieren und nötigenfalls 

anpassen
•	 Lernziele beibehalten
•	 einzig die funktionalen Einschränkungen in Verbindung mit einer be-

stimmten Aufgabe ausgleichen
•	 angemessener Ressourcenaufwand (Verhältnismässigkeitsprinzip, Kap. 3.4.1) 
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Eine klare und angemessene Kommunikation verhindert nicht nur eine Stig-
matisierung der Lernenden mit Nachteilsausgleich, sondern ebenso den Ein-
druck der Mitschülerinnen und Mitschüler, benachteiligt zu werden:
•	 Respektierung des Rechts auf Datenschutz: Jegliche Kommunikation von 

Informationen an Drittpersonen bedarf der Einwilligung der lernenden 
Person und/oder ihrer Eltern.

•	 Informieren und begründen: Mit Einwilligung der lernenden Person und/
oder ihrer Eltern können die anderen Lernenden und deren Eltern über 
die unterschiedliche Behandlung informiert und die Gründe dafür darge-
legt werden.

•	 Genehmigen oder ablehnen: Formale schriftliche Genehmigung bzw. Ab-
lehnung der Massnahmen. Eine Rückweisung des Antrags auf Massnah-
men zum Nachteilsausgleich bedarf triftiger Gründe und muss eine 
Rechtsmittelbelehrung enthalten.

•	 Akzeptanz: Es gilt zu akzeptieren, wenn die lernende Person eine Mass-
nahme ablehnt, weil sie sie als stigmatisierend erachtet. Die Institution 
sollte in solchen Fällen immer andere Lösungen anbieten. 

Schliesslich helfen die folgenden Punkte, unnötige Hürden für die betroffe-
nen Lernenden bei der Umsetzung der Massnahmen zu vermeiden: 
•	 Respektierung der Existenzberechtigung und des Ziels der Nachteilsaus-

gleichsmassnahmen: Wenn zum Beispiel eine lernende Person, die von 
Nachteilsausgleichsmassnahmen profitiert, gute Noten hat, bedeutet dies 
nicht, dass man ihr die Massnahme entziehen soll.

•	 Gute Begleitung an Übergängen, damit die lernende Person nicht jedes 
Mal mit den gesamten Formalitäten bei Null anfangen muss.

6.4		  Das Wichtigste in Kürze

•	 Die Einsetzung eines standardisierten Verfahrens für die Beantragung 
und Gewährung von Massnahmen zum Nachteilsausgleich garantiert 
Chancengerechtigkeit für Lernende mit einer Behinderung, ohne dass die 
anderen Lernenden benachteiligt werden. 

•	 Die Kommunikation zwischen den verschiedenen Akteuren ist während 
des ganzen Verfahrens wichtig, im Speziellen aber bei der Abklärung und 
Evaluation der Massnahmen sowie bei deren Umsetzung (Koordination). 

•	 Die Übergänge von einer Institution zur anderen oder zwischen verschie-
denen Bildungsstufen stellen eine besondere Herausforderung für Lernende 
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mit besonderem Bildungsbedarf und/oder Behinderung dar. Die Massnah-
men zum Nachteilsausgleich müssen dabei ein Thema bei der Begleitung 
der Lernenden sein.
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7		�  Andere Massnahmen und Modelle  
für inklusive Bildung 

7.1		  Andere Massnahmen

Auf den verschiedenen Stufen des Bildungssystems kommt insgesamt eine 
breite Palette von Massnahmen zur Anwendung, um Lernende mit besonde-
rem Bildungsbedarf und/oder Behinderung zu unterstützen. Diese müssen 
nicht immer direkt mit dem Nachteilsausgleich in Zusammenhang stehen. 
Es können Massnahmen für alle Lernenden sein – wie die Differenzierung 
im Unterricht –, von welchen Lernende mit einer Beeinträchtigung indirekt 
profitieren, oder Massnahmen – etwa eine individuelle Förderung –, die ih-
nen direkt zugutekommen. Es gibt Massnahmen, die können mit Massnah-
men zum Nachteilsausgleich kombiniert werden, andere nicht. Manchmal 
ist ein Antrag auf Nachteilsausgleich gar nicht notwendig, da andere Mass-
nahmen bereits die Auswirkungen der Beeinträchtigung kompensieren.

7.1.1		� Sonderpädagogische Massnahmen während der obligatorischen 
Schulzeit und in der nachobligatorischen Bildung 

Obligatorische Schulzeit
Lernende mit besonderem Bildungsbedarf zwischen 0 und 20 Jahren können 
ab dem Vorschulbereich und während ihrer obligatorischen Schulzeit von 
den in der Interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich 
der Sonderpädagogik (Sonderpädagogik-Konkordat) vom 25. Oktober 2007 
(Art. 4) definierten sonderpädagogischen Massnahmen profitieren (EDK, 
2007a). Einmal abgesehen von der Heilpädagogischen Früherziehung auf 
Vorschulstufe umfasst das Grundangebot gemäss dem Konkordat: Beratung 
und Unterstützung, Logopädie und Psychomotorik, sonderpädagogische 
Massnahmen in einer Regel- oder einer Sonderschule sowie die Betreuung 
in Tagesstrukturen oder stationäre Unterbringung in einer sonderpädagogi-
schen Einrichtung (Art. 4). Diese Massnahmen sind Teil der individuellen 
Unterstützungsmöglichkeiten für Lernende mit einer Beeinträchtigung, bei 
denen ein besonderer Bildungsbedarf erkannt wird.
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Die Massnahmen, die in der Regelschule und ohne erheblichen Ressourcen-
aufwand durchgeführt werden können, werden niederschwellige oder nicht 
verstärkte sonderpädagogische Massnahmen genannt. Die sogenannten ver-
stärkten sonderpädagogischen Massnahmen sind gekennzeichnet durch die 
längere Dauer, die hohe Intensität, den hohen Spezialisierungsgrad der Fach-
personen und ihre einschneidenden Konsequenzen auf den Alltag, das sozi-
ale Umfeld oder den Lebenslauf der Kindes oder Jugendlichen (Art. 5). Da 
diese Massnahmen auch zusätzliche Kosten verursachen, muss vor ihrer Ge-
währung ein durch die zuständige Behörde angeordnetes, rekursfähiges 
Standardisiertes Abklärungsverfahren (SAV) durchgeführt werden (Lanners, 
2018). Die Grenze zwischen verstärkten und nicht verstärkten Massnahmen 
ist von Kanton zu Kanton unterschiedlich, abhängig auch von der Art der 
Massnahme (Logopädie oder sonderpädagogische Unterstützung) oder der 
Beeinträchtigung. 
	 Sonderpädagogische Massnahmen können mit Massnahmen zum Nach-
teilsausgleich kombiniert werden, sofern die lernende Person dem Lehrplan 
folgt. Über die Abstimmung zwischen den verschiedenen Massnahmen wird 
im Rahmen der (schulischen) Standortgespräche entschieden. 

Nachobligatorische Bildung
Das Konkordat bezieht sich lediglich auf junge Menschen bis zum Alter von 
20 Jahren; es lässt den Bereich der nachobligatorischen Bildung ungeregelt. 
Nach Abschluss der obligatorischen Schulzeit werden die Jugendlichen mit 
besonderem Bildungsbedarf und/oder Behinderung, welche eine berufliche 
Erstausbildung oder eine Mittelschule absolvieren wollen und die IV-Krite-
rien für einen Anspruch auf Leistungen erfüllen, von der IV unterstützt (ge-
mäss Art. 16 IVG). Für die Jugendlichen, welche die IV-Kriterien nicht erfül-
len und sonderpädagogische Massnahmen auch nach der obligatorischen 
Schulzeit brauchen, gibt es bis dato keine geregelte Zuständigkeit. Jeder Kan-
ton hat einen eigenen Ermessensspielraum für die Behandlung solcher Ein-
zelfälle (EDK, 2007b) – zumal die Frage bisher noch nie vom Bundesgericht 
behandelt worden ist (Graf, 2017).
	 Das führt dazu, dass einige Kantone sonderpädagogische Massnahmen 
über die obligatorische Schulzeit hinaus zusprechen und andere nicht. Als 
Beispiel sei die Verordnung über die sonderpädagogischen Massnahmen im 
Vor- und Nachschulbereich (SPMV, 2011) des Kantons Zürich erwähnt: Hier 
sind Massnahmen für den nachobligatorischen Bereich aufgeführt, jedoch 
nur die Logopädie und Audiopädagogik. Eine kantonsübergreifende Erklä-
rung dafür ist, dass es noch an Heilpädagoginnen und Heilpädagogen man-
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gelt, die für die nachobligatorische Bildung ausgebildet sind. Eine breitere Pa-
lette an Spezialisierungsmöglichkeiten in der heilpädagogischen Ausbildung 
für die höhere Sekundarstufe wäre höchst willkommen (Lanners, 2020).

7.1.2	 Materielle Anpassungen

Wenn eine lernende Person den Zielen des Lehrplans trotz der unterstützen-
den Massnahmen bzw. formalen Anpassungen nicht oder nicht mehr folgen 
kann, werden ihre Lernziele angepasst (Kap. 5.2). Diese Situation tritt in der 
Regel während der obligatorischen Schulzeit auf. Dabei haben laut den BFS-
Statistik der Sonderpädagogik für das Schuljahr 2017/2018 nur 2 % der Ler-
nenden in Regelklassen ein angepasstes Lernziel, während in Sonderklassen 
(60 %), Klassen für Fremdsprachige (66,5 %) und Klassen in Sonderschulen 
(82,6 %) die Mehrheit der Kinder von einem angepassten Lehrprogramm 
profitiert (Lanners, 2020). Für Lernende in Regelklassen gibt es die indivi-
duelle Lernzielanpassung, die sich bedarfsgerecht auf ein oder mehrere Fä-
cher bezieht. In diesen Fällen erhalten die betroffenen Lernenden für diese 
Fächer keine Noten, sondern ein Lernbericht, der zum Zeugnis gehört. Bei 
der Lernzielanpassungen ist es wichtig, dass die individuellen Ziele so nah 
wie möglich an den Zielen des Lehrplans liegen. 
	 In Fällen, in denen es der lernenden Person behinderungsbedingt nicht 
möglich ist, die Ziele des Schulfaches zu erreichen, und keine angemessene An-
passung der Lernziele infrage kommt, kann eine Dispensation erteilt werden 
(z. B. für den Sportunterricht). Die Dispensation oder der Alternativ-Leistungs-
nachweis können auch in der nachobligatorischen Bildung gewährt werden, 
wenn das betroffene Fach für die Weiterführung des Studiums oder der prakti-
schen Berufsbildung nicht zwingend erforderlich ist. Die Dispensation muss, 
auch wenn sie aufgrund einer Behinderung erfolgt, im Zeugnis erwähnt werden. 
	 Ab der Sekundarstufe II muss das Potenzial der Lernenden in den regu-
lären Lehrgängen ausreichen, um die Ziele zu erreichen. Sie können also 
nicht mehr von Lernzielanpassungen profitieren. Dies gilt insbesondere an 
den Mittelschulen der Sekundarstufe II, wo die nötigen Qualifikationen für 
den Eintritt in höhere Fachschulen, Fachhochschulen oder Universitäten er-
worben werden (Art. 5, EDK, 1995; Art. 5, EDK, 2018). Hier ist es nicht mög-
lich, in den Zeugnissen eine materielle Anpassung zu vermerken. Moyard 
(2019) meint jedoch, dass eine materielle Anpassung nicht zwingend im 
Zeugnis erwähnt werden muss, obwohl das Bundesgericht aufgrund der ak-
tuellen Rechtsprechung wahrscheinlich das Gegenteil vertreten würde.
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Unter den Berufsbildungsschulen der Sekundarstufe II finden sich einige, 
die Lernende mit einer Behinderung und besonderem Bildungsbedarf, die 
eine angepasste Ausbildung absolvieren (Praktische Ausbildung PrA nach 
INSOS), in ihre Regellehrgänge integrieren, zum Beispiel zur Erlangung ei-
nes Eidgenössisches Berufsattests EBA. 
	 Unabhängig von der Bildungsstufe gilt: Sobald für eine lernende Person 
eine materielle Anpassung vorgenommen wird, kann sie in diesem Fach oder 
diesen Fächern nicht zusätzlich von Massnahmen zum Nachteilsausgleich 
profitieren (Kap. 3.4). Formale Anpassungen wie der Einsatz von Hilfsmit-
teln können bei Bedarf immer noch bewilligt werden, jedoch nur im Rah-
men einer anderen unterstützenden Massnahme.

7.1.3	 Hilfsmittel 

Schon immer haben die Menschen versucht, Funktionsbeeinträchtigungen 
mit verschiedenen Mitteln auszugleichen – man denke nur an Gehstöcke oder 
Lesebrillen. Mit dem Aufkommen neuer Technologien haben sich diese Hilfs-
mittel immer mehr perfektioniert. So kam es etwa zur Entwicklung von di-
gitalen Hilfsmitteln, die man auch als assistierende Technologien bezeichnet. 
	 Einige Hilfsmittel, die ursprünglich für Menschen mit einer Behinde-
rung entwickelt wurden, gehören heute ganz selbstverständlich zum Alltag 
aller, zum Beispiel die Computertastatur, und andere werden von Menschen 
ohne Behinderung in gewissen Situationen gerne genutzt, zum Beispiel die 
Vorlesefunktion bei schlechter Beleuchtung oder Untertitel bei Videos in lär-
miger Umgebung. 
	 Für Menschen mit Behinderung sind diese Hilfsmittel allerdings mehr 
als einfach nur praktisch, sie sind eine absolute Notwendigkeit im Alltag, in 
der Bildung oder an der Arbeit. Sie gehören deshalb zu den Mitteln, auf die 
man zurückreift, um Ungleichheiten zu beseitigen, insbesondere auch im Be-
reich der Bildung, wie in Art. 2, Abs. 5 des BehiG festgehalten wird. Assistie-
rende Technologien können Lernenden mit Behinderung oder mit besonde-
rem Bildungsbedarf das Lernen erheblich erleichtern oder sie bei Prüfungen 
unterstützen. Mit ihnen können beispielsweise didaktische Inhalte in einer 
anderen Struktur oder mit anderen Interaktionsmöglichkeiten angeboten 
werden (zum Beispiel ein Programm für Dynamische Geometrie)11. Neben 

11	 SZH (o. J.). ICT als Fördermittel, www.szh.ch/themen/ict-/ict-als-foerdermittel



75

verschiedenen Geräten, Apps und speziellen Webseiten erweisen sich auch 
zahlreiche in den Betriebssystemen von Windows, Mac OS oder Android ein-
gebaute Funktionen als nützlich, zum Beispiel Bildschirmvorleseprogramm, 
Diktierfunktion, Rechner, Alarm, Textvergrösserung, Kontrastverstärkung 
usw. Ehe man solche assistierenden Technologien einsetzt, muss definiert 
werden, in welchen Situationen darauf zurückgegriffen werden soll. Ausser-
dem sind bei der Wahl der geeigneten Technologie für eine lernende Person 
die bereits vorhandene Infrastruktur und vorhandenes Material zu berück-
sichtigen.
	 Hilfsmittel, darunter fallen auch die assistierenden Technologien, sind 
Teil der Ressourcen, die im Rahmen des Nachteilsausgleichs zur Verfügung 
zu stellen sind (Kap. 5). Die Invalidenversicherung übernimmt die Kosten 
für Hilfsmittel, die Personen speziell «zur Erhaltung oder Verbesserung der 
Erwerbsfähigkeit, für die Schulung, die Aus- und Weiterbildung» brauchen 
(Art. 21, Abs. 1, IVG). Die Hilfsmittel sind in der Regel für Lernende mit er-
heblichen sensorischen oder motorischen Beeinträchtigungen gedacht, sie 
ermöglichen ihnen, Informationen zu erhalten und zu verarbeiten, sie hel-
fen ihnen zu kommunizieren oder sich fortzubewegen.

7.2		  Modelle und Praktiken für eine inklusionsorientierte Bildung 

Im Zuge der Integrationspolitik der Schweiz ist es in den letzten beiden Jahr-
zehnten zu einem Anstieg der Lernenden mit besonderem Bildungsbedarf 
und/oder Behinderung in den Regelklassen der obligatorischen Schule ge-
kommen. Die Integration in Verbindung mit der zunehmenden Heterogeni-
tät in den Klassen macht es jedoch immer schwieriger, individuell auf die 
Bedürfnisse der Lernenden einzugehen. Diese Situation nimmt die Lehrper-
sonen ebenso wie die materiellen Ressourcen der Schulen stark in Anspruch. 
	 Die nachfolgend präsentierten Modelle und Praktiken für eine inklusi-
onsorientierte Bildung zeigen Wege auf, um solche Herausforderungen auf 
verschiedenen Bildungsstufen anzugehen. Dies erfordert einen Perspekti-
venwechsel, weil ein inklusives Bildungssystem alle Kinder und Jugendli-
chen aufnehmen und sich an die Bedürfnisse jeder einzelnen Person anpas-
sen muss, gleichzeitig aber auch so reguläre Lösungen wie möglich anbietet 
(Thomazet, 2006, S. 20)12. Es geht um folgende Modelle und Praktiken: 

12	 Thomazet (2006) schreibt dazu: «doit accueillir tous les jeunes en s’adaptant aux besoins de chacun, tout en 
apportant ses réponses d’une façon qui soit la plus ordinaire possible.» (S. 20)
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•	 das Universal Design for Learning (UDL), das auf allen Bildungsstufen An-
wendung finden kann, 

•	 die Differenzierung im Unterricht, die bereits zum Repertoire der obliga-
torischen Schule gehört, und

•	 der Response-to-Intervention-Ansatz (RTI), der nicht nur als systemisches 
Modell genutzt werden kann (zum Beispiel für kantonale Bildungskonzepte), 
sondern auch auf individueller Ebene, um den Bedarf an Massnahmen zu 
illustrieren.

7.2.1	 Universal Design for Learning (UDL)

Ziel des UDL ist es, Lernen für alle zu ermöglichen. Es basiert auf dem glei-
chen Modell wie das Universelle Design der Architektur, das explizit die 
Schaffung von barrierefreien Umfeldern fordert. Gemäss dem Center for 
Applied Special Technology (CAST, zit. n. Bergeron et al., 2011) versteht man 
unter UDL ein Ensemble von Grundsätzen, die in der Unterrichtsplanung 
anzuwenden sind, um gleiche Lernchancen für alle Individuen zu fördern.13 
Dabei kommt der Planung eine wichtige Rolle zu: Die Lehrperson sieht ein 
breites Sortiment an pädagogischen Mitteln und Ressourcen vor, um auf die 
Bedürfnisse aller Lernenden eingehen zu können. So antizipiert sie die Be-
dürfnisse, ehe sie überhaupt auftreten. Das UDL umfasst drei Hauptachsen, 
die sich auf die neusten Forschungsergebnisse bezüglich der neurologischen 
Komponenten des Lernprozesses stützen (Jonassen & Rohrer-Murphy, 1999; 
Lave, 1988; Cwtowick, 1996, zit. n. Tremblay, 2013):
•	 Das «Wieso»: Ein Angebot von verschiedenen Möglichkeiten des Lernen-

gagements, um das Interesse und die Motivation für die Lerninhalte zu 
fördern (Abbau emotionaler Barrieren). 

•	 Das «Was»: Ein Angebot von verschiedenen Mitteln der Repräsentation 
von Informationen, das heisst von Möglichkeiten, Wissen zu erwerben 
und zu lernen (Abbau kognitiver Barrieren).

•	 Das «Wie»: Ein Angebot von verschiedenen Optionen für Handlung und 
Ausdruck (Abbau von psychomotorischen und kinästhetischen Barrieren, 
speziell durch Optimierung des Zugangs zu assistierenden Technologien) 
(Tremblay, 2013). 

13	 Bergeron et al. (2011) schreiben dazu: «un ensemble de principes liés au développement du curriculum qui fa-
vorise les possibilités d’apprentissage égales pour tous les individus.» (S. 91)
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Diese drei Achsen des UDL, auch als UDL-Richtlinien bekannt, stellen ein 
Raster für die Definition von Zielen, Evaluationsmethoden und pädagogi-
schem Material dar, das für alle Individuen funktioniert.14

	 Das UDL geht davon aus, dass die Anpassungsangebote allen zur Verfü-
gung stehen und dass jede lernende Person die Freiheit hat, darauf zurückzu-
greifen, wenn sie einen entsprechenden Bedarf hat oder denkt, dass das An-
gebot ihr beim Lernen helfen kann. Alle Lernenden sind demnach – ganz ge-
mäss dem Prinzip von Chancengerechtigkeit – gleichgestellt (Belleau, 2015).

Beispiel 10: UDL in der Praxis	
Der Lehrer erlaubt allen Lernenden einer neunten Klasse, in welcher auch 
ein Schüler mit Dyslexie lernt, ein Orthografieprogramm bei schriftlichen 
Arbeiten zu benutzen. Dabei wissen diese aber genau, dass dies nicht dem 
angestrebten Lernziel entspricht (Beispiel in Anlehnung an Belleau, 2015).

Kommentar
Das Beispiel zeigt, dass eine formale Anpassung, die eine Massnahme 
zum Nachteilsausgleich darstellen könnte, nicht eine solche ist, wenn al-
le Lernenden davon profitieren können. Selbstverständlich kann das UDL 
den Nachteilsausgleich nicht in allen Situationen ersetzen: Wenn bei-
spielsweise bei einer Prüfung alle Lernenden die doppelte Zeitspanne zur 
Verfügung hätten, mit dem Argument, dass ihr Mitschüler mit einer Seh-
behinderung von einer solchen profitiert, erhielten sie dadurch einen ge-
wichtigen Vorteil ihm gegenüber. 

Mit seinen Achsen respektive Richtlinien bietet das UDL einen strukturierten 
Bezugsrahmen. Es schlägt zahlreiche Arbeitsweisen vor, welche die Umset-
zung von inklusiven Unterrichtspraktiken fördern (Belleau, 2015). Auch lässt 
es sich mit anderen pädagogischen Ansätzen kombinieren, insbesondere mit 
der Differenzierung im Unterricht.

7.2.2	 Differenzierung im Unterricht

Die Differenzierung im Unterricht stellt einen Prozess dar, bei dem die Lehr-
person ihren Unterricht so anpasst, dass jede Schülerin und jeder Schüler 

14	 http://udlguidelines.cast.org
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ein Lernziel erreichen kann (Prud’homme, 2007, S. 2). Die Lehrperson plant 
und gestaltet ihren Unterricht mit dem Ziel, dass Lernsituationen entstehen, 
die flexibel und vielfältig genug sind, um den Bedürfnissen aller Lernenden 
gerecht zu werden. Dadurch können alle Schülerinnen und Schüler Fort-
schritte erzielen (Prud’homme & Bergeron, 2012; Rousseau, Bergeron & 
Vienneau, 2013). 
	 Gemäss den Informationsblättern für Lehrpersonen, die vom SZH und 
der CIIP erstellt wurden, kann Differenzierung im Unterricht vier Aspekte 
von Lern- und Beurteilungssituationen betreffen (CSPS & CIIP, 2018): 
•	 Inhalt: z. B. eine Auswahl an Aufgaben in Mathematik 
•	 Struktur (Modalitäten der Aufgabenorganisation): z. B. das Angebot, 

allein, zu zweit oder in Gruppen zu arbeiten 
•	 Prozess (das «Wie» der Aufgabe): z. B. das Angebot, für das Lösen einer 

Aufgabe Computer oder bestimmte Materialien zu verwenden 
•	 Arbeit (eingereichte Arbeit, Resultate der Aufgabe oder Outputs der Ler-

nenden): z. B. das Angebot, aus zwei verschiedenen Formen des Outputs 
auszuwählen (Poster oder mündliche Präsentation) (Gouvernement du 
Québec, Ministère de l’Éducation, du Loisir et du Sport, 2006, S. 34 – 36).

In den Informationsblättern werden auch praktische Bausteine für die Dif-
ferenzierung im Unterricht vorgeschlagen.15 An dieser Stelle sei auch das 
Churer Modell erwähnt, ein Projekt für eine differenzierende Schule, das in 
Chur seinen Ursprung hat und das mit viel Begeisterung aufgenommen und 
auch von Schulen in anderen Kantonen übernommen wurde.16

	 Im Modell von Québec erfolgt Differenzierung im Unterricht nicht nur 
in Form pädagogischer Flexibilität gegenüber den Lernenden in der Klasse. 
Es werden auch formale individuelle Massnahmen (Nachteilsausgleich) und 
materielle Massnahmen (Lernzielanpassung) als Formen der Differenzie-
rung im Unterricht betrachtet.17 Der subsidiäre Charakter dieser Formen von 
Differenzierung im Unterricht leitet direkt über zur Diskussion des systemi-
schen Response-to-Intervention-Modells.

15	 SZH (o. J.). Schulung in Regelklassen – Informationsblätter für Lehrpersonen, www.szh.ch/de/projekte/pro-
jektauftraege/informationsblaetter-fuer-lehrpersonen

16	Churer Modell – Eine Möglichkeit der Binnendifferenzierung im Unterricht: www.churermodell.ch
17	 Die Regierung von Québec präzisiert allerdings, dass solche Anpassungen bei ministeriellen Prüfungen zum 

Studienabschluss nicht zulässig sind.
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7.2.3	 Response-to-Intervention (RTI)

Das RTI-Modell gibt den Rahmen vor für die Planung des Einsatzes von em-
pirisch validierten, präventiven Interventionen. Die Intensität der Interven-
tionen wird schrittweise gesteigert, um den schulischen Erfolg aller Lernen-
den zu fördern (Barnett et al., 2006, zit. n. RIRE, 2017).18 Das Modell wird in 
der Schweiz bereits häufig genutzt, um die Abstufung in der obligatorischen 
Schule von nicht verstärkten zu verstärkten sonderpädagogischen Massnah-
men zu illustrieren. Man kann aber auch die anderen Massnahmen, Model-
le und Praktiken, die in diesem Kapitel vorgestellt wurden, darin integrie-
ren und den Nachteilsausgleich einordnen. Für Lernende, die nicht auf einen 
Unterricht ansprechen, der auf Ansätzen für alle basiert, oder die Bedarf 
nach zusätzlicher Unterstützung haben, kann eine Abfolge zunehmend in-
tensiverer Interventionen sinnvoll sein, wobei deren Gewährung in der 
Schweiz von immer umfassenderen Abklärungen abhängig gemacht wird. 
Das Modell weist drei Gradierungsstufen für die geplanten Interventionen 
auf (vgl. auch Abb. 5): 
	 �1. Stufe: Fördermassnahmen für alle Lernenden, darunter fallen UDL, 

die Differenzierung im Unterricht und die Nutzung neuer Technologien.
	 �2. Stufe: Gezielte Interventionen für Lernende mit einem zusätzlichen 

Unterstützungsbedarf, zum Beispiel mittels Peer-Support-Netzwerke, 
Mentoring, spezielle Förderung im Einzel- oder Gruppenunterricht. Auf 
diese Stufe gehören der Einsatz von Hilfsmitteln wie assistierenden 
Technologien, die nicht verstärkten Massnahmen (vereinbart in einem 
Schulischen Standortgespräch) und formale Anpassungen wie der Nach-
teilsausgleich.

	 �3. Stufe: Individuell zugeschnittene Interventionen für Lernende mit er-
höhtem Bedarf nach Unterstützung und Anpassungen. Hierzu gehören 
die verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen, deren Gewährung 
ein multidisziplinäres Verfahren erfordert – das Standardisierte Abklä-
rungsverfahren (SAV), das in der Mehrzahl der Kantone angewendet 
wird. Ebenfalls auf diese Stufe gehören Lernzielanpassungen, welche 
eine individuelle Förderplanung verlangen. 

18	«la planification d’interventions préventives empiriquement validées, dont l’intensité est graduellement aug-
mentée pour favoriser la réussite de tous les élèves» (Barnett et al., 2006, zit. n. RIRE, 2017)
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Abbildung 5: Verteilung der Massnahmen im Kontext der obligatorischen Schule nach  

dem Response-to-intervention-Modell
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Das RTI-Modell zeigt auf, dass individuelle Massnahmen gegenüber dem, 
was im Vorfeld eingesetzt werden kann und unbedingt eingesetzt werden 
sollte, subsidiären Charakter haben. Es hat zahlreiche Organisationen und 
Einrichtungen des Bildungswesens inspiriert. Für die Schweiz sei als Beispiel 
das Concept 360 der Volksschule des Kantons Waadt erwähnt (DFJC, 2019). 
Es umfasst vier Interventionsstufen, die von einem kollektiven Ansatz (I) 
über gezieltere (II) zu spezifischeren (III) bis hin zu intensiven Interventionen (IV) 
führen. Über die Interventionsstufen werden auch die Modalitäten der Zu-
sammenarbeit und Koordination zwischen den Fachpersonen strukturiert, 
insbesondere mittels einer Definition der Verfahren für den Leistungszu-
gang, die je nach Interventionstyp differieren (Art der Abklärung/Evaluati-
on, involvierte Personen). 
	 Es ist zu beachten, dass der Platz der nicht verstärkten Massnahmen und 
des Nachteilsausgleichs in diesem Modell nicht klar definiert ist, wenn man 
bedenkt, dass das RTI-Modell für die einzelnen Interventionsstufen von ei-
nem theoretischen Verhältnis von 80 % (Stufe 1), 15 % (Stufe 2) und 5 % (Stufe 3) 
ausgeht (Lemke et al., 2010). Zudem können gewisse Massnahmen – bei-
spielsweise die nicht verstärkten Massnahmen – eher zu den individuellen 
Fördermassnahmen gezählt werden als zu gezielten Massnahmen; sie wür-
den in dem Fall zwischen den Stufen 2 und 3 liegen, je nach Angebot, Orga-
nisation und rechtlichem Rahmen des betroffenen Kantons. Das Waadtlän-
der Konzept führt als zusätzliche Stufe die intensive Intervention ein, wobei 
die Massnahmen zum Nachteilsausgleich nicht explizit erwähnt werden. 
Dennoch sind die unter Stufe 3 angeführten Anpassungen damit vergleich-
bar. Das Konzept präzisiert nämlich, dass die Massnahmen der Stufe 3 für 
Lernende gedacht sind, die erhebliche und wiederkehrende Schwierigkeiten 
aufweisen, die auch eine Einschränkung in Lern- oder Prüfungssituationen 
sind (DFJC, 2019, S. 32)19. Ausserdem wird festgehalten, dass die Anpassun-
gen eine gezielte Abklärung in einem multidisziplinären Netzwerk erfor-
dern. Ist mehr als eine Leistung notwendig, erfolgt obligatorisch eine zusätz-
liche Abklärung (Erweiterte Abklärung 360°)20, mit der die Bedürfnisse der 
lernenden Person in ihrer Gesamtheit evaluiert und priorisiert werden, um 
so ein Projekt zu erarbeiten, in dem mehrere Leistungen miteinander kom-

19	Das DFJC (2019) schreibt dazu: «présentant des difficultés importantes et récurrentes qui engendrent au sur-
plus des limitations effectives dans les situations d’apprentissage ou d’évaluation» (S. 32).

20	Französisch: bilan élargi 360°



82

biniert werden (DFJC, 2019, S. 31).21 Dies ermöglicht es, die Anpassungen mit 
den sonderpädagogischen Massnahmen zu kombinieren.

7.3		  Das Wichtigste in Kürze

•	 In der obligatorischen Schule gibt es zahlreiche Möglichkeiten der Unter-
stützung für Lernende mit einer Behinderung und/oder mit besonderem 
Bildungsbedarf, dazu zählen die sonderpädagogischen Massnahmen und 
die Lernzielanpassungen. Die sonderpädagogischen Massnahmen können 
mit formalen Anpassungen wie dem Nachteilsausgleich kombiniert wer-
den. Wenn Lernziele in einem Fach angepasst werden (materielle Anpas-
sung), dann kann in diesem Fach kein Nachteilsausgleich gewährt werden.

•	 In der nachobligatorischen Bildung werden die Lernziele der Bildungsgän-
ge nicht angepasst (es gibt wenige Ausnahmen) und Unterstützungsmass-
nahmen werden selten eingesetzt. So wird der Nachteilsausgleich zur be-
deutendsten individuellen Massnahme für die benachteiligungsfreie Teil-
habe von Lernenden mit Behinderung an Bildungsangeboten. 

•	 Inklusionsorientierte Praktiken und Modelle wie UDL, Differenzierung 
im Unterricht und das RTI-Modell, die sich an die Gesamtheit der Lernen-
den richten, können auf allen Bildungsstufen Anwendung finden. 

•	 In einem allen zugänglichen Lernumfeld – sowohl in baulicher, digitaler 
und didaktischer Hinsicht – wird die Zahl der notwendigen individuellen 
Massnahmen abnehmen. Anders gesagt: Der Bedarf an Unterstützungs-
massnahmen oder Anpassungen liegt häufig in Barrieren begründet, die 
im Lernumfeld bestehen.

•	 Gemäss dem RTI-Modell haben Massnahmen zum Nachteilsausgleich für 
Lernende mit Behinderung einen subsidiären Charakter in den inklusiven 
Modellen und Praktiken. Ultima Ratio sind dann die Lernzielanpassun-
gen. Diese sollten nur dann erfolgen, wenn die lernende Person dem Lehr-
plan in einem oder mehreren Fächern trotz Nachteilsausgleich (und/oder 
für die obligatorische Schule: trotz eventueller sonderpädagogischer 
Massnahmen) nicht oder nicht mehr zu folgen vermag. 

21	Das DFJC (2019) schreibt dazu: «permet d’évaluer […] les besoins de l’élève dans leur globalité, de les prio-
riser et de mettre en place un projet combinant plusieurs prestations» (S. 31).



83

8		  Schlusswort

In vielen Klassenzimmern, Lehrbetrieben oder Vorlesungssälen sind heute 
Lernende dabei, die besondere, manchmal ressourcenaufwendige Massnah-
men brauchen, um dem Unterricht folgen zu können. Dazu zählen zweifels-
ohne auch die Massnahmen zum Nachteilsausgleich, die es den Lernenden 
ermöglichen, sich das nötige Wissen und die erforderlichen Kompetenzen 
auf der jeweiligen Bildungsstufe anzueignen. Auch in einer realisierten in-
klusiven Bildung dürften sie dazugehören. 
	 Dank laufend weiterentwickelten Steuerungsmechanismen auf den Ebe-
nen des Bundes, der Kantone und der Gemeinden sowie durch den engagier-
ten Einsatz aller Akteure des Bildungssystems werden bereits vielfältige 
Massnahmen umgesetzt für Lernende mit Behinderung beziehungsweise be-
sonderem Bildungsbedarf. Die Förderung des Entwicklungspotenzials aller 
Lernenden steht auch künftig auf der Agenda der Schweizer Bildungspolitik. 
Die vom Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und For-
schung (WBF) und von der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektoren (EDK) gemeinsam verabschiedete Erklärung umfasst 
unter anderem folgenden strategischen Leitsatz:

	 [Die Behörden von Bund und Kantone, Erg. d. Verf.] setzen sich dafür ein, dass die vorhan-
denen Chancen und Potenziale für die Individuen und die Gesellschaft als ganze bestmög-
lich genutzt werden können. Ein erfolgreiches Bildungssystem bietet den Menschen die 
Chance, ihre Eigenständigkeit zu entwickeln und erfolgreich zu sein. (WBF & EDK, 2019)

Die Benachteiligungen, denen Menschen mit Behinderung im Bildungssys-
tem ausgesetzt sein können, müssen beseitigt oder vermieden werden. Der 
Nachteilsausgleich in der Bildung ermöglicht es, dass die betroffenen Men-
schen ihre Chancen optimal nutzen können. Er ist eine zulässige Ungleich-
behandlung zur Realisierung der Gleichstellung von Menschen mit und oh-
ne Behinderung. Bei der Umsetzung des Nachteilsausgleichs tauchen ernst-
zunehmende Fragen auf. Sie entspringen oft aus einem Gerechtigkeitsge-
fühl. Durch den Nachteilsausgleich für Lernende mit Behinderung dürfen 
keine Vorteile für sie entstehen. Da jede Situation komplex und einzigartig 
ist, begleitet die Frage nach der Angemessenheit der Massnahmen den ge-
samten Prozess der Gewährung von Nachteilsausgleich.
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In diesem Prozess sind viele Akteure mit unterschiedlichen Einstellungen 
und Erwartungen involviert: die Lernenden, ihre Eltern, die Lehrpersonen, 
die unterstützenden Fachpersonen (der Schulischen Heilpädagogik, Logopä-
die usw.), die Schulleitung, Fachpersonen der Medizin und Psychologie, die 
Invalidenversicherung, Fachstellen für Hilfsmittel und spezielle Techniken 
bei Seh- oder Hörbehinderung und weitere mehr. Ausserdem sind die Behör-
den von Bund, Kantonen und Gemeinden mit der Aufgabe konfrontiert, die 
Rahmenbedingungen für die Ermöglichung einer benachteiligungsfreien 
Partizipation der Lernenden mit Behinderung in der Bildung zu schaffen. 
Daraus entstehen Herausforderungen, die mit den folgenden miteinander zu-
sammenhängenden Leitgedanken angegangen werden können:
•	 Kommunikation: Eine situations- und adressatengerechte Kommunikation 

unter Einhaltung der Datenschutz-Bestimmungen führt zu einer höheren 
Akzeptanz der Massnahmen für einzelne Lernende bei den Lehrpersonen 
und den Mitlernenden. Gleichzeitig wird durch eine angemessene Kom-
munikation einer allfälligen Stigmatisierung von Lernenden mit Nach-
teilsausgleich entgegengewirkt. 

•	 Koordination: Es braucht sowohl klare Verantwortlichkeiten und Abspra-
chen bei der Umsetzung der Massnahmen im Einzelfall als auch eine ad-
äquate Verteilung der Ressourcen in der Ausbildungsinstitution. 

•	 Kooperation: Die Abklärung, Bestimmung und Überprüfung der Mass-
nahmen sowie der Einbezug von anderen eventuell notwendigen Mass-
nahmen können nur dann gelingen, wenn die institutionsinternen und 
externen Akteure konstruktiv zusammenarbeiten. Das ICF-Modell von 
Behinderung ist eine gute Basis dafür.

•	 Kompetenz: Die Ausbildungsinstitutionen brauchen Fachpersonen, die 
über behinderungsspezifisches Wissen verfügen. In der obligatorischen 
Schule arbeitet meistens sonderpädagogisch ausgebildetes Personal. Aber 
auch der nachobligatorische Bildungsbereich sollte Unterstützung erhal-
ten, zum Beispiel in Form von Beratungen und Coachings der Lehrperso-
nen. Ausserdem sollte der Nachteilsausgleich in der Aus- und Weiterbil-
dung des gesamten (sonder-)pädagogischen Fachpersonals vermehrt im 
Zusammenhang mit weiteren Massnahmen thematisiert werden. 

•	 Kriterien: Die Bestimmung der Massnahmen und deren Überprüfung erfor-
dern klar definierte und von allen Beteiligten nachvollziehbare Kriterien.

•	 Kontinuität: Die Übergänge und der Einstieg in eine neue Bildungsstufe 
bzw. in die Arbeitswelt sind kritische Phasen im Leben von Menschen mit 
Behinderung. Dementsprechend sollten spezifische Angebote bereitge-
stellt werden, um sich zu informieren und beraten zu lassen. 
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Durch die Unterzeichnung der UN-BRK hat sich die Schweiz dazu verpflich-
tet, ein inklusives Bildungssystem auf allen Stufen zu gewährleisten und da-
mit die Voraussetzungen für lebenslanges Lernen zu schaffen. Dies bedeu-
tet, dass die vier in der Einleitung angesprochenen Bedingungen für inklu-
sive Bildung Realität werden sollten: Verfügbarkeit, Zugänglichkeit, 
Akzeptierbarkeit und Adaptierbarkeit. Dies ist ein anspruchsvolles Ziel. Wie 
die Ausführungen in den verschiedenen Kapiteln zeigen, befindet sich die 
Schweiz auf dem richtigen Weg: Es sind verschiedene Lernorte verfügbar 
und die Zugänglichkeit im baulich-technischen, digitalen und didaktischen 
Bereich wird immer besser. Darüber hinaus verbessern sich auch die Unter-
stützungsangebote für Menschen mit Behinderung in der Bildung – darun-
ter fallen nicht zuletzt die individuellen Massnahmen zum Nachteilsaus-
gleich. 

Mit elf Statements möchten wir unsere Auseinandersetzung mit dem Thema 
abschliessen:
•	 Bildung ist ein universelles Menschenrecht. Sie ist der Schlüssel zur Par-

tizipation in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. 
•	 Flexibilität im Unterricht (UDL oder Differenzierung im Unterricht) 

kommt den verschiedenen Lernvoraussetzungen der Lernenden entgegen. 
•	 Heterogenität respektive Diversität in der Bildung ist heute längst eine 

Tatsache. Die Behinderung stellt eine der Diversitätsdimensionen dar. 
•	 Eine Behinderung entsteht aus der komplexen Interaktion zwischen einer 

Person mit einer (gesundheitlichen) Beeinträchtigung und den Umweltbe-
dingungen in einer bestimmten Situation (gemäss BehiG, UN-BRK und ICF).

•	 Die Lernenden mit Behinderung sind oft mit Hindernissen beim Zugang 
zur Bildung konfrontiert. Sie gehören zu einer vulnerablen Personengruppe, 
die von speziellen Massnahmen in der Bildung profitiert. 

•	 Um Benachteiligungen aufgrund einer Behinderung zu vermeiden, 
braucht es Massnahmen sowohl auf individueller Ebene als auch in der 
Umwelt. Der Nachteilsausgleich ist eine individuumszentrierte Massnahme.

•	 Der Nachteilsausgleich wird mit weiteren Massnahmen für die Ermögli-
chung des Zugangs zur Bildung kombiniert – mit Ausnahme der Lern-
zielanpassungen (inhaltliche oder materielle Anpassungen). 

•	 Eine situationsgerechte Umsetzung des Nachteilsausgleichs setzt das Zu-
sammenwirken von institutionsinternen und -externen Akteure voraus. 

•	 Die Gewährung des Nachteilsausgleichs erfordert nicht nur Fach- und Er-
fahrungswissen, sondern auch Kreativität. Das Know-how ist erforderlich 
bei der Einschätzung des Entwicklungspotenzials und der Zukunftsaus-
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sichten der Betroffenen. Kreativität führt zu passenden Lösungen trotz 
ungenügender Ressourcen.

•	 Durch die Gestaltung von zugänglichen Lernumgebungen und den ange-
messenen Einsatz von digitalen Technologien nimmt der Bedarf an Nach-
teilsausgleichsmassnahmen ab. 

•	 Der Nachteilsausgleich bleibt ein zentrales Instrument, um Lernenden mit 
Behinderung Zugang zur Bildung zu ermöglichen und Chancengerechtigkeit 
(wieder-)herzustellen.
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Die Umsetzung des Nachteilsausgleichs wirft in der Praxis nach wie 
vor viele Fragen auf. Das zeigen nicht zuletzt zahlreiche Anfragen von 
Behörden, Institutionen, Lehrpersonen, Eltern oder Betroffenen beim 
Schweizer Zentrum für Heil- und Sonderpädagogik (SZH). Auf diese  
Unsicherheiten reagieren die Autorinnen mit der vorliegenden Publika-
tion: Sie vermitteln konzept- und praxisbezogene Informationen und 
Fachwissen über die Gewährung von Massnahmen zum Nachteilsaus-
gleich auf primärer, sekundärer und tertiärer Bildungsstufe.
Der Nachteilsausgleich dient nebst anderen Massnahmen dazu, die  
benachteiligungsfreie Teilhabe der Menschen mit Beeinträchtigungen 
in der Bildung zu ermöglichen. Es geht nicht um Erleichterungen für 
bestimmte Lernende, sondern um die Schaffung von inklusiven Lern-
bedingungen, um die Chancengerechtigkeit und Potenzialentfaltung 
aller zu fördern. Ein besseres Verständnis des Nachteilsausgleichs führt 
dazu, dass dieser im ganzen Bildungssystem bekannt, akzeptiert und 
situationsgerecht umgesetzt wird. Hier leistet dieses Buch einen wich-
tigen Beitrag.


